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Vierte Sitzung
im Stäudehause zu Düsseldorf, am Mittwoch den 30. Mai 1894.

Beginn: 11 Uhr Vormittags.
--------------

Tagesordnung.
1, Eingänge,
2, Wahl von bürgerlichenMitgliedern bczw. Stellvertretern für die Ober-Ersatzcommissionen,
3, Bericht und Anträge des Provinzialausschusses,betreffend die Errichtung des Kaiscr-Wilhclm-

Dcnkmals in der Rheinprovinz,
4, Antrag der I, Fachcommissionzum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

die Abänderung des zweiteu Statuts für den Provinzialvcrband der Rheinprovinz,
5, Antrag der I. Fachcommissiouzum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

Abänderung des Reglements der Rheinischen Prouinzial-Feuer-Societät,
6, Antrag der I. Fachcommissionzum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

Abänderung des Statuts der Landesbank der Rhcinprouinz,
?, Bericht uud Anträge des Provinzialausschusses,betreffend die Aufstellung eines Ncsolduugs-

plancs für die oberen Provinzinlbeamten,
8, Bericht und Anträge des Provinzialausschusses,betreffend Bewilligungen aus dem Dispositions¬

fonds des Provinziallandtages (Ständcfonds),
9, Antrag der II. Fachcommission zum Bericht und Autrag des Provinzialausschusses,betreffend

den Neubau eines Landesbcmkgcbäudes,
10. Antrag der III, Fachcommissionzum Bericht uud Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

die Uebernahmeeiner im Zuge der Treis-Blankcnrath'cr Piuvinzicilstraße gelegenen, der Ge¬
meinde Faulel gehörigenWegestrccke,

11. Antrag der III, Fachcommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Uebernahmeder sogen. Klinker-Mienstraßc bei Cranenburg (Kreis Cleve) in die Unterhaltung
und Verwaltung der Provinz,

12. Antrag der III. Fachcommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
den Antrag der Genossenschaft für die Melioration der Grftniederung auf Uebernahme zweier
Brückenin die Unterhaltung durch die Provinz.

13. Antrag der III. Fachcommission zum Bericht und zu den Anträgen des Provinzialausschusses,
betreffendden Ausbau eiucr Straße vuu Casel über Waldrach «ach Station 11,° der Trier-
BirkenfelderProviuzialstrnße.

14. Antrag der III, Fachcommissiou zum Bericht und zu den Anträgen des Provinzialausschusses,
betreffend die weitere Behandlung der Anträge auf Uebernahme der noch in Privatunter-
haltung befindlichen Attienstraßen.
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Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Meine Herren! Ich eröffne die Sitzung, Das
Protokoll führt heute zu meiner Rechten Herr AbgeordneterFreiherr von Coels, die Rednerlistezu
meiner Linken Herr AbgeordneterMüllenhosf,

Das Protokoll der letzten Sitzung liegt auf dem Bürean zur Einsicht der Herren offen.
Ich habe mitzutheilen, daß der Vorstand des hiesigeu Vereins „Malkasten" die Herren

Mitglieder des Rheinischen Provinziallandtages einladet, in dem Vereinslokal Ihren Besuch zu
machen und dort recht vergnügte Abende zu verbringen.

Ferner habe ich mitzutheilen,daß die gestern gewählteKanalcommissionsich in der Weise
constituilt hat, daß zu Mitgliedern gewählt sind, die Herren Graf Bclssel von Gymnich, Conze,
Engelsmann, Freiherr von Geyr-Schweppenburg, Graf und Marquis von und zu
Hoensbroech, Freiherr August von Hüvcl, Liebrecht, Lieven, Zcrwcs, Zweigert, Zum
Vorsitzendenhat die Commission gewählt: Herrn Abgeordneten Conze, zum stellvertretenden Vorsitzenden
Herrn Abgeordneten Freiherrn von Geyr-Schweppenburg; zum SchriftführerHerrn Abgeordneten
Graf Bcissel von Gymnich, zum stellvertretenden SchriftführerHerrn AbgeordnetenZweigcrt,

Wir treten nunmehr iu die Tagesordnung ein und haben da zunächst die Wahl von
bürgerlichen Mitgliedern, bezw, Stellvertretern für die Obcr-Ersatzcommissionen vorzunehmen;Referent
für diesen Gegenstand ist Herr AbgeordneterMajor z, D, Schmidt von Schwind, Ich ertheile
ihm hiermit das Wort,

AbgeordneterSchmidt von Schwind: Der 37, RheinischeProvinziallandtag hat in
seiner Sitznng von, 15, Dezember 1892 den Provinzialausschußbeauftragt, falls bis zum Zusammen¬
tritt des nächsten Provinzmllcmdtags durch Tod, Verziehen«, Ersatzwahlenvon bürgerlichenMit¬
gliedern bezw, Stellvertretern für die Ober-Ersatzcommissioncn nothwendig werden sollten, die Wahlen
Namens des Provinziallandtages zu thätigen lind dem nächsten Provinziallandtag von den statt¬
gehabten Wahlen Mittheilung zu machen,

Dieser Fall ist bei der 27, Infanterie-Brigade eingetreten,indem am 25, Inli 1893 der
Provinzialausschußfür den BürgermeisterKelders früher in Ohligs und Aug, Hollweg in Barmen
den Hauptmann a, D, Alfred Wolters iu Solingen bezw, den Stadtverordneten Dicke in Barmen
wählte, und beehrt sich der Provinzialausschuß den Antrag zu stellen, ubengcnannteWahl nach¬
träglich gutzuheißen.

Ferner hat das bürgerliche Mitglied der Ober-Ersatzcommission im Bereich der 28, Infanterie-
Brigade Freiherr von Eyuatten aus Gesundheitsrücksichten am 15, Januar 1894 sein Mandat
niedergelegt, wofür von der Commissionder Oberst a, D, von Rudorff in Düsseldorfvorgeschlagen
wird. Ebenso hat das bürgerliche Mitglied der Ober-Ersatzcommission im Bezirk der 27, Infanterie-
Brigade Hermann Wülffing zu Vohwinkel die Wahl abgelehnt, wofür Ihnen Rittmeister Moritz
Hasenclever in Rcmscheid vorgeschlagen wird.

Schließlichhat die 30,, 31, und 32. Infanterie-Brigade durch Allerhöchste Cabiuetsordre
vom 23, Dezember v, I, je 2 statt eine Ober-Ersatzcommissionzu bildeu, und werden Ihnen
hierzu folgendeMitglieder resp, Stellvertreter vorgeschlagen,

30. Infanterie Kngade.
I. Bezirk.

AIs Mitglied: Rentner Peter Josef Constantin Schmitz in Hermes.
AIs Stellvertreter: 1. Bürgermeister Breuer in Neuwerk,

2. GutsbesitzerGraven in Sieglar,
3. Viktor Ign. Bürgers in Blittersdorf.
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II. Bezirk.
Als Mitglied: StadtverordneterTheodor Schnürte in Köln-Deutz.
Als Stellvertreter:1. Gutsbesitzerund Beigeordneter Heinrich Thomse zu Neuenhaus,

2. Rentner Fritz Pauli zu Groß-Königsdorf,
3. FabrikantBernhard Krawinkel zu Volmerhausen.

31. Infanterie Krigade.
I. Bezirk.

Als Mitglied: GutsbesitzerJakob Peters zu Fressenhofbei Ochtendung,
Als Stellvertreter: 1. GutsbesitzerBackhausen zu Nettehammer,

2. Rentner und Beigeordneter Mauelshagen in Wissen,
3. RentnerFreiherr von Ayx in Ahrweiler.

II. Bezirk.
Als Mitglied: auf Haus Vesselich,Kreis Coblenz.
Als Stellvertreter:1. Kreisdeputirter Staffier in Castellaun, Kreis Simmern,

2. GutsbesitzerAlbert Wandesleben in Sobernheim, Kreis Kreuznach,
3. Bürgermeister a. D. Wachter zu Bovvard.

32. Infanterie Krigade.
I. Bezirk.

Als Mitglied: GlashüttenbesitzerLouis Vopelius in Sulzbach.
Als Stellvertreter:1. Kaufmann und Unternehmer Friedr. Dill in Saarbrücken,

2. GutsbesitzerAlexander Bauer zu Hofgut Großwald bei Saarbrücken,
3. Kreisdeputirter, GutsbesitzerRufs zu Lisdorf bei Saarlouis.

II, Bezirk.
AIs Mitglied: GutsbesitzerFriedr. Herrmann zu Mülheim a. d. Mosel.
Als Stellvertreter: 1. GutsbesitzerJakob Merrem zu Kirchhof,Kreis Wittlich.

2. Gerbereibesitzer Premierlieutenanta. D. A. Rheinart zu Saarburg,
3, Kreisdeputirter, GerbereibesitzerNels zu Prüm.

Damit wäre die Sache erledigt.
StellvertretenderVorsitzenderIanßcn: Meine Herren! Ich möchte die Frage stellen,

ob gegen diese Vorschlägedes Herrn Referenten aus dem Hause irgend welche Einwendungenzu
machen sind, (Zuruf: on Kloo-Annahme!)Das ist nicht der Fall, ich darf also constatiren,daß
das hohe Haus die Vorschläge angenommenund die Wahl «n dlac- vollzogen hat, (Zustimmung)
Damit ist dieser Gegenstand erledigt.

Wir kommen zu Nr. 2 der Tagesordnung:
Bericht und Anträge des Provinzialausschusses, betreffend die Errichtung
des Kaiser-Wilhelm-Denkmals in der Rheinprovinz.

Referent ist Herr AbgeordneterGraf Beiffel von Gymnich,
Abgeordneter Graf Beissel von Gymnich: Meine Herren! Es ist mir von Seiten

des Provinzialausschussesder ehrenvolleAuftrag geworden, über die Errichtung des Denkmals für
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weiland Kaiser Wilhelm I. Majestät dem hohen Hause zu referiren, Das hohe Interesse, welches
jeder gute Rheinländer diesem Gegenstand entgegenbringt, die innige Liebe, mit welcher wir Alle
das Andenken an unsern ruhmgekröntengroßen Kaiser Pflege», läßt mich voraussetzen,daß die
Herren Abgeordneten die Drucksache Nr, 2 Alle aus das Eingehendste studirt haben. Ich darf
mich daher in meinem Referate kurz fasse»,

Meiue Herren! Mit dieser Session des Landtages sind eine Reihe Herren neu in dieses
hohe Haus eingetreten,die den früheren Verhandlungen über beregtenGegenstandnicht angewohnt
haben, und möge es mir daher gestattet sein, in aller Kürze den Gang der Verhandlungen zu
stizziren.

Der 34, Rheinische Provinziallandtag nahm im Jahre 1888 nach eingehendsterDebatte
den mit herrlichen, von innigster patriotischerLiebe zeugendenWorten begründeten Antrag des
leider zu früh durch den Tod unserer Mitte entrissenenAbgeordnetenDr. Frowein an, dahin
gehend: Hoher Landtag wolle beschließen,die Petition zur Errichtung eines Kaiser-Wilhelm-
Denkmals in Coblenz, sowie die Petition von Bürgern der Stadt Vierseu dem Provinzialausschuß
zur Erwägung und Berichterstattungzu überweisen.

Der Provinzialausschußlegte nunmehr dem ebenfalls im Jahre 1888 tagenden 35, Pro¬
vinziallandtage drei Anträge zur Beschlußfassung vor, welchen das hohe Haus alsdann in folgender
Fassung seine Zustimmung gab,

„Hoher Landtag wolle:
1, Die Errichtungeines Denkmals für weiland Se, Majestät Kaiser Wilhelm I, beschließen,
2, Zu den desfallsigenKosten einen Beitrag von 500 000 M, bewilligen,welcher nicht

aus der Provinzinlumlage und der Dotationsrente, sondern aus den eigenen Ein¬
nahmen der Provinz und zwar aus dem zur Verfügung des Provinziallandtages
stehenden Zinsgcwinne der Landesbank beziehungsweise dem Dispositionsfonds des
Provinziallandtages (Titel III, der Ausgabe des Hauptetats) mit jährlich 60 000 M,
für die nächsten 8 Jahre entnommen und bei der Landesbank der Rheinprovinz
zinstragend angelegt werden soll,

3, Den Provinzialausschußbeauftrage«, die Projekte bezüglich der Errichtung auf ciuer
Höhe oder auf einer Insel, besonders hinsichtlich der Kosten, durch Ausschreibung
einer Concurrenz klar zu stellen und über das Ergebniß dem nächsten Proviuzial-
landtllgc zu berichten,"

In Verfolg des ihm durch die eben verlesenenBeschlüssegewordenenAuftrages schrieb
der Provinzialausschuß eine Concurrenz aus zur Erlangung von Projekten für das zu errichtende
Denkmal; über die Form des Ausschreibenskann ich kurz hinweggehen, Der Erfolg desselben
war der, daß dem 36. Provinziallandtage im Jahre 1890 25 Entwürfe zur Auswahl bereit
gestellt warm, Keiuer der Entwürfe wurde iu der Form, wie er ausgestelltwar, als zur Aus¬
führung geeignetangesehen. Die viel umstrittene Frage, an welchem Orte das Denkmal errichtet
werden sollte, fand ihre Lösung dahin, daß der hohe Landtag die diesbezüglicheEntscheidung
Seiner Majestät dem Kaiser überließ.

Der Provinzialausschuß erließ, nachdem die EntscheidungSeiner Majestät zu Gunsten
des DeutschenEck bei Coblenz gefallen war, ein neues Ausschreiben zur Erlangung von Entwürfen,
Von diesen Entwürfen wurde schließlich von dem 37, Provinziallandtage im Jahre 1892 der der
Künstler und, Architekten Hundrieser und Schmitz als zur Ausführung geeignetangenommen. Da

11»
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aber auch gegen diesen Entwurf erhebliche Bedenken geltend gemacht wurden, beschloß der Provinzial¬
landtag:

„Der Provinziallandtag wolle den Provinzialausschußermächtigen,mit den Verfassern
des mit dem ersten Preise gekrönten Entwurfes wegen der an dem Reiterstandbilde
nebst Sockel vorzunehmendenAbänderungen bezw, wegen Einschränkungund Verein¬
fachung des Unterbaues iu Verhandlung zu treten und demnächstbehufs Ausführung

, des Denkmals das Erforderlichezu veranlassen".
Meine Herren! Die von Ihnen gewählte Commission trat am 24, Iannar 1894

zusammen, und zwar unter Hinzuziehung der Künstler; in dieser Sitzung wurden die Fragen
besprochen,welche zn Ausstellungen Veranlassung gegeben hatten; es wurde den Künstlern der
Auftrag ertheilt, zu uutersucheu und festzustellen, inwieweit es möglich sei, die erhobenen Einwen¬
dungen aus dem Wege zu räumen, und demgemäß ein Modell zur Vorlage zu bringen. Die
Commission trat wiederum am 15. Juli zu einer Sitzung zusammen. Die Künstler legten den
nunmehr veränderten Entwurf vor, zugleich mit einer festen Kostenberechnung, Der Entwurf
wurde auf das Eingehendste in der Commissiongeprüft. Es ergaben sich auch hier eine ganze
Reihe von Bedenken, Sie finden dieselben in der Drucksache des einzelnen aufgeführt und brauche
ich wohl hierauf uicht zurückzukommen.Diese Bedenkensind nach Möglichkeit, ohne das Denkmal
zu schädigen, berücksichtigt worden. Der Kostenanschlagbelief sich auf 930 000 M, Es wurde
darauf beschlossen, das Modell, sobald es gänzlich vollendet, der BesichtigungSeiner Majestät zu
unterstellen. Es wurde Seitens des Provinzialausschussesalles in Bewegung gesetzt, die Besichtigung
durch Seine Majestät herbeizuführen,bevor das hohe Haus hier zusammentrat. Durch unverumthete
und ganz unerwartete Zwischenfälle ist es leider nicht möglich geworden, Ihnen heute schon den Ansspruch
Seiner Majestät zn unterbreiten. Der Provinzialausschußhat sofort, nachdemes bekannt wurde,
daß es nicht möglich sei, das Modell hier aufzustellen, Photographien anfertigen lassen und sind
Ihnen dieselben,meine Herren, zugegangen. Ans den Photographien können Sie sich wenigstens
im Allgemeinen ein Bild machen, wie das Denkmal ausfallen wird. Meine Herren! Es ist
leider schon in den jüngsten Tagen durch die Presse das Vorgehen des Provinzialausschussesnicht
grade in sehr schöner Form kritisirt worden. Man hat einen, ich möchte sagen, Nothschrei in
einem der öffentlichenBlätter angestimmt, in welchem gesagt wird: Wo steht nun das Modell,
warum hört man nichts über die ganze Dcnkmalsfrage? Die Einwohner der Provinz, aus deren
Mittelu doch das Denkmal errichtet wird, haben ein Recht zu fordern, daß sie besser über den
Furtgang der Dcnkmalsfrage unterrichtet werden. Meine Herren! Ich glaube, nachdem Sie
nunmehr alle im Besitze der Photographie sind, nachdemSie die Beschlüsse gehört haben, welche
die verschiedenen Prouinziallandtage gezeitigt haben, und nachdem Sie hieraus ersehen haben
werden, daß der Provinzialausschuß diese Beschlüsse nach bestem Können ausgeführt hat, werden
Sie auch wohl diesen Nothschreials erledigt und völlig ungerechtfertigtansehen. Der Provinzial¬
ausschuß legt, um mich kurz zu fasse», Ihuen zwei Anträge vor und zwar:

„Der Provinziallandtag wolle sich mit der Errichtung des Kaiscr-Wilhelm-Denkmals
nach den vorliegenden Plänen und Kostenanschlägenim Allgemeinen einverstanden
erklären und die Denkmalscommissionermächtigen,
1, nach stattgehabter Allerhöchster Besichtigungdes Dcukmalsentwurfes die Pläne uud

Kostenanschläge endgültig zu genehmigenund die erforderlichenVereinbarungen mit
den Künstlern zu treffen;
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2, zur Deckung der erforderlichen Koste» bestimmen, daß bis zur Tilgung der Gesammt-
kosten jährlich 60000 M, so lange aus dem Dispositionsfonds des Provinzial-
lcmdtagcsentnommen werden sollen, bis der vorgcnauutcFehlbetrag uon 489 934 M,
gedeckt sei» wird".

Ich möchte, meine Herren, an den letzten Antrag noch einige Worte anknüpfen. Der
Provinzialausschußglaubte, diesen Weg der Kostendeckung conform dem Beschlussedes 36, Provinzial-
lnndtagcs einschlagen zu sollcu, (5s beschloß dieser Landtag ausdrücklich, daß das Deukmal nicht
aus den Erträgnissen der Steuern errichtet werden soll, sondern daß die eigenen Mittel der
Provinz dazu herhalten sollen, um das Denkmal würdig zu gestalten. Meine Herren, der Pro¬
vinzialausschußglaubte diesen Beschluß dahiu erweitern zu dürfen, daß auch der Restbetrag uon
vierhundert uud einigen Tauscud Mark iu derselben Weise seine Decknng finde. Meine Herren,
auch glaubte der Provinzialausschuß,daß es der Würde des Denkmals entspräche, wenn eben nicht
der kleine Steuerzahler mit einer Abgabe belegt würde; er glaubt, daß mit erhöhter Liebe und
Freude zu dem schönen Werk, welches errichtetwerden soll, hinaufgcblickt werden wird, wenn ein
Jeder sich sagt: dieses Denkmal hat der Landtag der Rheinprovinz aus den Mitteln errichtet,
welche ihm zur freien Verfügung gestandenhaben.

Meine Herren, ich möchte mein Referat damit schließen, daß ich Ihnen die Anträge des
Provinzialausschusseswarn: znr Annahme empfehle, (Beifall,)

Stellvertretender Vorsitzcuder Icinßen: Ich eröffne die Diskussionüber diesen Gegen¬
stand und ertheile das Wort Herrn AbgeordnetenFreiherr« uon Solemacher.

AbgeordneterFreiherr uon Solemacher-Antweiler: Meine Herren! Der Gegen¬
stand, der heute zur Verhaudluug steht, beschäftigt uns jetzt bereits im sechsten Jahre, Ich glaube,
daß alle Bctheiligten, nud darunter verstehe ich sämmtlicheBewohner der Rhcinprovinz, ihre
Vmpfindnngcndahin richten, daß sie dem Landtag sagen möchten: „Der Worte sind genug ge¬
wechselt, laßt endlich uns nun Thaten sehen". Meine Herren, es ist beschlossen,ein Reiterstandbild
zu errichten; der Ort, wo es errichtetwerden soll, steht ebenfalls fest; der letzte Landtag hat den
Provinzialausschußbeauftragt, iudem er ihm noch 10 Mitglieder beigeordnethat, mit dem Pro¬
fessur und dein Baukünstlcr iu Vcrbiudung zu treten, um noch etwaige Aenderungenan dem an¬
genommenenEntwurf zu besprechen. Die Commission hat sich dieser Aufgabe in schätzenswertester,
dankenswerthcsterWeise unterzogen und das Resultat liegt Ihnen in den Photographiern hier vor.
Meine Herren! Ich erlaube mir zu bemerken, daß diese Bilder wirklich etwas unglücklich auf¬
genommenzu sein scheinen. Ich habe nämlich den Vorzug gehabt, in Berlin das Modell selbst
sehen zu können, und kann Ihnen die Versicherung gebeu, daß das Modell als solches viel besser
wirkt, als es sich nach diesen Bildern hier annehmen läßt Außerdem kann ich hinzufügen, daß
ich in dem Herrn Professor Hundricser einen Herrn kennen gelernt habe, der im Gegensatz zu
vielen sonstigen Herren seines Faches und Standes sehr geueigt ist, Bemerkungenund Rathschläge
M hören. Ich erwähne z. B. nur eins: Die Kruppe von dem Pferde, was von der rechten Seite
aufgenommenist, verschwindet,sie ist sehr klein, sie ist durch den Mantel so zugedeckt;dann ist
nuch der Kopf etwas plump. Ich erlaubte mir, ihm das zu bemerken; er sagte sofort: Ich bin
ganz damit einverstanden;das sind kleine Aenderungen,die sehr zweckmäßigerscheinen.Also, meine
Herren, ich glaube, daß die Sache auf gutem Wege ist, und erlaube mir deshalb, Ihnen den Vorschlag
M machen: Nehmen Sie möglichst einstimmigdie ganze Vorlage des Provinzialausschussesan.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßcn: Das Wort ist nicht weiter gewünscht.— Herr
Abgeordnetervon Grand-Ry hat das Wort.
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Abgeordneter von Grand-Ry: Meine Herren! Nach der augenblicklichen Lage der
Sache ist dcfintiu über die Form des Denkmals noch nicht beschlossen.Seine Majestät haben
sich noch nicht geäußert; wie soeben ausgesprochen worden ist, sind die Künstler selbst noch nicht
definitiv in Betreff des Denkmals gebunden, sie haben sich bereit erklärt, noch Aenderungenvor¬
zunehmen. Das, was Herr Freiherr von Solemacher bezüglich der Bereitwilligkeitausgeführt hat,
läßt allerdings fchlicßen, daß es sich nur noch um Kleinigkeiten handelt.

Ich möchte aber, meine Herren, dieses Denkmal, wie es uns jetzt im Bilde vorliegt —
und ich muß mein Urtheil hiernach gestalten — was mich betrifft, nicht hergestellt sehen, ohne
bestimmtenWiderspruchdagegen zu erheben. Meine Herren, dieses Denkmal ist zunächst, was die
allgemeineForm betrifft, dem ähnlich oder vielmehr fast gleich, welches in der Hauptstadt Berlin
errichtet werden soll, insbesondereist die Führung des Pferdes durch die weibliche Figur dort auch
in Aussicht genommen. Ich hätte nun doch vor Allem gewünscht, daß das Deukmal in der Rhein¬
provinz eine originale, dem Kunstsinnder Provinz selber entsprechende Form erhalten hätte. In dem
Denkmal sollte der Gedanke zum Ausdruckgebracht werden, wie Seine Majestät der siegreiche
Kaiser hier in die Rhcinlcmdchereintritt und hereingeführtwird, den Frieden bringend. Diesem
Gedanken sollte auch der Genius oder die weibliche Figur dienen, die an der Seite des Pferdes
schreitet. Nun, meine Herren, sollte ich aber glauben, daß diese Auffassungin dem Denkmal und
in der Führung des Pferdes kciuen Ausdruckgefundcu hat. Hier stellt sich uns nicht ein freies,
frisches, sicgcsfreudiges, den Frieden verkündendesEintreten in ein Land vor Augen, die Figur an
der Seite vielmehr hemmt den freien Eintritt, hält das Pferd zurück und fesselt an der Stelle.
Der schöne ursprünglicheGedanke findet hier uach meiner Meinung den Ausdruck nicht, den man
zu erwarten berechtigtist.

Es sind dann die Ausstellungen,die damals vom Provinziallandtag gemacht worden sind,
in keiner Weise berücksichtigtworden, mit der einzigen Ausnahme, daß die Kopfwendungeine andere
sein sollte, und auch da hat unsere Einwendung nicht einmal eine volle Berücksichtigung gefunden.

Meine Anschauunggeht also dahin, daß ich für meinen Theil bedauere, daß bei Aus¬
führung des von der Rheinprovinz in fo begeisterter Weise aufgcnommeucn Planes, Seiner Majestät
dem hochscligen Kaiser in der Nheinprovinz ein Denkmal zu errichten, der ursprünglicheGedanke
in diesem Modell nicht den vollen und nicht den ganzen Ausdruck gefundenhat. Ich hätte dann
gewüufcht, und ich wiederhole das, meine Herren, daß hier in der kunstsinnigen, an kunst-
historischcn Erinnerungen und Denkmalen so reichen Provinz auch in der That ein eigenes selbst-
ständigcs Werk geschaffen worden wäre, und daß, von Berlin kommend, man nicht das hier
wiederfinde,was man dort verlassen. (Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Es meldet sich Niemand weiter zum Wort —
Herr AbgeordneterCourth meldet sich in diesem Augenblick.

Abgeordneter Courth: Meine Herren! Ueber das Denkmal haben ja große Verhandlungen
hier stattgefunden,und namentlich der Engel zur Seite des Kaisers hat viel Staub aufgewirbelt.
Es ist aber festgestelltworden, meine Herren, daß dieser Engel Original ist, und daß der in
Berlin Nachbildung ist, und ich meine, man könnte also nicht den Vorwurf erheben, daß wir
Berlin »achhinkten. Im Großen und Ganzen hat das Denkmal Ihren Beifall gefunden, und ist
durch Beschlußdes hohen Hauses angenommenworden. Es ist eine Commissioneingesetzt worden,
um mit den Künstlern etwaige Abänderungenzu berathen und festzustellen;es hat dann auch eine
zweimaligeZusammenkunftder Commission, der anzugehörenich die Ehre habe, unter Mitwirkung
der Künstler stattgefunden;es sind nur wenige Aenderungen,wie auch in dem Berichte niedergelegt,
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beschlossen wurden, namentlich eine Wendung des Kopfes, wenn dies künstlerisch angängig sein
sollte. Andere Aenderungen, die ich jetzt an der vorliegendenPhotographie entdecke, sind soviel
ich weiß, nicht beschlossenworden. Ich bin mir nicht ganz sicher, ob nicht der Engel ursprünglich
eine Palme trug, statt Scepter und Krone, ich tann mich aber darin irren. Jedenfalls hatte der
Kaiser das Schwert an der Seite in der Scheide, während er jetzt das Schwert in der Rechten
trägt. Ich muß sagen, ich finde darin keine Verbesserung, Ich möchte daher anheim geben,
indem wir im Uebrigcn an unserem Beschlusse festhalten, noch einige Einzelheitenmit den aus¬
führenden Künstlern zu vereinbaren, etwa unter Zuziehung noch namhafter anderer Künstler.
Im Großen und Ganzen müssen wir aber an den: Entwurf, wie er einmal angenommenist,
festhalten,und ich glaube, es wird ein ganz würdigesDenkmal für unseren hochseligenKaiser werden.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort hat Herr Abgeordneter Freiherr
von Plcttenberg,

AbgeordneterFreiherr von Plcttcnberg-Mehrum, Ja, meine Herren, ich kann auch
nicht umhin, die Bitte auszusprechen,daß der Künstler — der ja, wie ExcellenzSolcmacher uns
gesagt hat, erfreulicherweise sehr geneigt ist, auf Bemerkungen und Ausstellungen einzugehen —
doch noch ans einige Punkte aufmerksam gemacht werden möge. Ich will — wenn ich auch persönlich
N'cht auf dem Standpunkte stehe — die Berechtigungeiner weitgehenden Idealisirung, wie sie von
dem Provinziallandtag angenommenworden ist, anerkennen; aber ich möchte doch einer gesunden
Realistik auch etwas das Wort reden Wenn ich auch die Rücksicht ans das bessere Hervortreten-
fassen der Ähnlichkeit, die den Kaiser ohne Helm darstellt, allenfalls gelten lassen will, so möchte
>ch ihm doch nicht ein so merkwürdigesSchwert in die Hand geben (Heiterkeit!), wie er nie
getragen hat. Der Kaiser hält dieses kuriose Schwert, das weder ein Römerschwcrt,noch sein
eigener Degen ist, so in der Hand und sieht es sich an, als ob er sich eine Merkwürdigkeit betrachten
wolle. Ich möchte das wegfallen lassen — darin stimme ich mit Herrn Courth überein — und
lieber die Hand segnend ausstrecken lassen — ein idealer Ing. Dann hat man dem Pferde statt
der Kandare eine Art Wassertrensegegeben,wie sie der alte Herr nie gelitten haben würde. Er
hält die Zügel dieser Wassertrensewie Kandarenzügelvorschriftsmäßigin der Zügelfaust, obgleich
ihm der Engel auf der linken Seite den Zügel aus der Hand zieht. (Heiterkeit,)

Ja, meine Herren, das sind Dinge, die einfach den Spott und die Kritik herausfordern
und die zu vermeidensind, wie Alles, was zu derartigen komischen Ausstellungen Anlaß geben
kann, die sicher nicht ausbleiben und der Würde der Erscheinung Eintrag thun würden. Ich finde:
Made so gut, wie wir den Sattel, die Unterschabrake und das Vorderzeug vorschriftsmäßig construirt
vor uns haben, muß auch das Zaumzeug vorschriftsmäßigdargestelltweiden, wie es dem Sinne
des alten Herrn entspricht. Er würde niemals mit einer Wassertrense spazieren geritten sein,
(Heiterkeit und Beifall,)

Dann ist die ganze Figur des Pferdes — das hat ja schon Herr von Solemacher an¬
gedeutet — meines Trachtens auch nicht entsprechend. Ich habe den Eindruck- es soll ja auf
dem Original nicht so stark hervortreten — aber besondersbei dem Bilde, welches das Standbild
v°n der rechten Seite zeigt, habe ich den Eindruck, als wenn mit demselben zugleichden Leistungen
bn Rheinprovinz auf dem Gebiete der Pferdezucht kalten Schlages ein Denkmal gesetzt werden
s"U. (Heiterkeit.) Ich finde: das Pferd sieht abscheulich aus, und wenn der alte Herr auch
kräftige Pferde geritten hat, wie sie seiner Körperconstitutionund seiner ganzen Stellung ent¬
sprachen, 'so waren das doch immer Pferde von edlem Blut, und ich sehe nicht ein, warum man,
«send einer Idee zuliebe, einem wirtlich schöneren Pferde, wie es sich in dem Typus des warm-
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blutigen Pferdes darstellt, da ein Pferd substituirensoll, das doch mehr oder weniger den Charakter
eines Karicnpferdcs trägt.

Ich möchte bitten, daß der Künstler auf diese Punkte hingewiesen wird und daß man
suchen möge, darin Abhülfe zu schaffen, (Beifall,)

Stellvertretender Vorsitzender Ianßcn: Wird noch weiter das Wort gewünscht?— Herr
AbgeordneterGraf Hocnsbroechhat das Wort.

AbgeordneterGraf und Marquis von und zu Hocnsbroech: Ich möchte noch eine
Bemerkungmachen. Der rechte Pferdefuß steht hier auf einem — ich weiß nicht, was es ist —
abgehauenen Baumstamm oder sonst was. Das ist absolut unnatürlich, daß ein Pferd in der
Gangart auf einen Baumstamm tritt. Also, wenn dieser Baumstamm da stehen bleiben soll, was
ja absolut keinen Sinn hat, dann setze man wenigstensden rechten Pferdefuß nicht darauf, (Zuruf:
Stütze!) Man kann doch die Stütze am Boden selbst anbringen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßcn: Nunmehr schließe ich die Diskussion, da sich
Niemand weiter zum Wort gemeldethat; das Schlußwort hat der Herr Referent,

Abgeordneter Graf Beissel von Gymnich: Meine Herren! Ich bin erstaunt gewesen
über die Rede des Herrn von Grand-Ry, insoweit als dieselbe die ganze Denkmalsfragcwieder
auf einen Standpunkt zurückzudrängenschien, welchen wir bereits vor 4 Jahren hofften verlassen
zu haben. Der 37. Provinziallandtag hat ausdrücklich den Beschlußgefaßt, dieses Denkmal, wie
es hier vorliegt, als das auszuführendeanzunehmen. Es wurden von dem 37. Provinziallandtag
alle Gegenanträge abgelehnt und der letzte Antrag dieser Art, der sich überhaupt bis zur Schluß-
abstimmnng aufrecht erhalten hatte, war der Antrag, einer Conmrrcnz zwischendem Denkmal
des Herrn Frenzen und dem Hundricscr'schcnresp, Schmitz'schcn eintreten zu lassen. Auch dieser
letzte Antrag ist gefallen nnd damit war doch, meine Herren, die Frage vollständig erledigt,
welchesDenkmal zur Ausführung gelangen sollte. Die Commission,welche der Landtag eingesetzt
hat, hatte lediglich den Auftrag, dieses Modell zu Grunde zu legen und evcntl. Aenderungenan
diesem Denkmal mit den Künstlern zu berathen und Mäugel zu beseitigen, soweit dies von,
künstlerischen Standpunkt aus zulässig erschien. Meine Herren! Das war die Aufgabe, die die
Commission hatte, nnd dieser Aufgabe hat sich die Commission voll und ganz unterzogen.
Außer an der Engclsfigur sind auch noch andere Aenderungeneingetreten, es sind die Flügel der
Figur verändert worden, es ist der Sitz Seiner Majestät verändert worden; es ist auch einem
Fehler, welchen der Herr Freiherr von Plettenbcrg soeben erwähnte, Rechnung getragen worden,
daß es ein Unding sei dem Kaiser die Trensenzügelin die Hand zu gcbcu und andererseits auch
das Pferd durch die Figur führen zu lassen. Die Figur führt nunmehr das Pferd thatsächlich
nicht; die Hand der Figur ist allerdings in der Höhe des Gebisses, der Trense, jedoch berührt
dieselbe die Trense absolut nicht.

Der nansen» des Führens des Reiters einerseits und des Führens des Pferdes durch
eine zweite Person liegt also nicht vor. (Unruhe.)

Nun, meine Herren, der Provinzialcmsschußhat jedenfalls mit großem Interesse von den
einzelnenAusführungen der Herren Kenntniß genommen, und es wird nicht verfehlt werden, der
Commission die Bedenken, welche das hohe Haus gegen dies Modell hat, auch noch zur Kenntniß
zu bringen Es war in Aussichtgenommen, sobald das Urtheil Seiner Majestät über das Denk¬
mal eingegangensein würde, die Commission zusammenzu berufen und dann einzelne Aenderungen,
die seitens der Commissionund - da diese Sitzung erst jetzt durch die veränderten Umstände
nach der Sitzung des hohen Hauses stattfinden kann — auch die Bedenken,welche das hohe Haus
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jetzt äußerte, dort wieder zur Sprache zu bringe» und denselben nach Möglichkeit gerecht zu
werden. Ich glaube, meine Herren, wenn wir auf diesem Wege fortschreiten,dann werden wir
endlich doch das Ziel erreichen, welches Herr von Solcmachcrvorhin auch als so dringend erwünscht
hingestellt hat, daß endlich den vielen Worten Einhalt gethan und wirklich etwas Positives geschaffen
wird. Hiermit, meine Herren, möchte ich meine Worte schließen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Wird von Seiten des hohen Landtages eine
getrennte Abstimmung über die bcideu Vorschläge des Prouinzialausschussesgewünscht? (Rufe:
Nein!) — Das ist nicht der Fall,

AbgeordneterFreiherr von Solcmacher-Antweiler: (Zur Geschäftsordnung,)Ich
glaube, es liegen eigentlich drei Anträge vor, nämlich die Anträge beginnen schon drei Zeilen
höher als Nr, 1 und 2,

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Da eine getrennte Abstimmungnicht gewünscht
wird, meine Herren, so werde ich über den ganzen Antrag des Prouinzmlcmsschusses in einem Akt
abstimmen lassen und bitte diejenigenHerren, welche sich gegen diesen Antrag aussprechcn wollcu,
sich zu erheben. Es erhebt sich Niemand; ich constatirc, daß der Provinziallandtag die Anträge
des Provinzialausschussesdurch einstimmigenBeschlußaceeplirt hat.

Wir kommen zum weiteren Gegenstand:
„Antrag der I, Fachcommission zum Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses, bctrcffcud die Abänderung des II, Statuts für den Pro-
vinzialvcrband der Nheiuprovinz".

Referent ist der Herr Oberbürgermeister Becker, Der Herr OberbürgermeisterBecker
hat das Wort,

Abgeordneter Becker: Meine Zerren! Durch ein Statut vom Jahre 1888 ist die
Höchstzahl der Landesräthc, und zwar der Verwaltungsbeamten als Landesräthe, auf 6 festgesetzt
und diejenige der Lcmdesbaurätheauf 3. In letzterer Beziehung ist keine Aenderung beabsichtigt,
dagegen hat sich die Maximalzahl der Landesräthe von 6 als unzureichend erwiesen. Bald nach Erlaß
dieses Statuts erging nämlich das Gesetz über die Invaliditäts- und Altersversicherung,welches
die Geschäftedes Vorstandes der Versicherungsanstaltdem Provinzialverband zuwies; und diese
Geschäfte haben jetzt eine solche Ausdehnung gewonnen, daß von den 5 Landesräthen, welche zur
Zeit angestellt sind, 2 ausschließlich in der Alters- und Invaliditätsvcrsicherung beschäftigt
werden, fodaß für die Centralverwaltung und für die übrigen Zweige der Provinzialverwaltung
augenblicklichnur 3 Landesräthe neben den Landesbauräthen thätig sind. Aber auch die
Geschäfte der eigentlichen Provinzialverwaltung haben sich vermehrt theils durch verschiedeneAuf¬
gaben, die der Provinz inzwifchen überwiefen sind, theils durch die natürliche Zunahme der
Geschäfte. So fehen Sie aus dem Berichte, der Ihnen ja gedruckt vorliegt, daß sich sogar die
Zahl der Journal-Nummern seit dem Jahre 1888 fast verdoppelt hat, von 54 000 auf 102 000,
so etwa, gestiegen ist. Sie sehen ferner aufgeführt eine Reihe von gesetzgeberischenMaßnahmen,
die alle zur erheblichen Vermehrung der Geschäfte der Provinzialverwaltung beigetragen haben.
Deshalb wird Ihnen ja noch in dieser Tagung der Vorschlag gemacht,die Zahl der Landesräthe
um 2 zu erhöhen, sodaß wir deren dann, wenn Sie diesen Vorschlag genehmigen, ? haben
würden, also schon einen mehr, als die nach dem gegenwärtigen Statute überhaupt zulässige
Maximalzahl. Aus diesem Grunde muß das Statut geändert werden. Es ist aber mit Sicher¬
heit vorherzusehen,daß auch in der Zukunft die Zunahme der Geschäfte der Provinzialverwaltung
auf absehbare Zeit eine ständige sein wird, und deshalb wirb Ihnen nicht empfohlen, nun
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wiederum diese Zahl nur auf ? zu bemessen, sondern bei Aenderung des Statuts die Maximal-
zahl gleich auf 10 zu bemessen, sodaß wir die Sicherheit haben, auf lange Zeit ohne Aenderung
des Statuts dem steigendenBedürfniß gemäß die weitere Anstellung von Landesräthen bewirken
zu können. Es ist das, wie gesagt, nur eine Maximalzahl, die nicht benutzt zu werden braucht
und die nur die Ermächtigung zuläßt, bis zu der Höhe mit den Anstellungenvorzugehen. Wann
diese Zahl erreicht wird, ist im Augenblick gar nicht zu übersehen. Ihre I. Fachcommissionhat
sich mit der Vorlage eingehend beschäftigt und ist einstimmig zu dem Beschluß gelangt, Ihnen
die Annahme der Vorlage zu empfehlen,also sich damit einverstandenzu erklären, daß in einem
Nachtrage zu dem Statut die Maximalzahl der Landesräthe, welche angestellt werden dürfen,
von 6 auf 10 erhöht wird, während die Zahl der Landesbauräthe unverändert dieselbe bleiben
soll, wie bisher, nämlich 3.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich eröffne die Verhandlung über diesen Gegen¬
stand — und schließedieselbe,da sich Niemand zum Wort meldet. Ich darf wohl mit Ihrem
Einverständniß feststellen, daß das hohe Haus den Commissionsantrag, der sich auf den Antrag
des Provinzialausschusses stützt, angenommen und ihn zum Beschluß erhoben hat. Das ist
geschehen.

Wir gehen über zu Nr. 5 der Tagesordnung.
„Antrag der I. Fachcommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschufses, betreffend Abänderung des Reglements der Rheinischen
Provinzial-Feuer-Societät".

Herr Bürgermeister Abgeordneter Schieß ist Referent. Ich ertheile ihm das Wort.
Abgeordneter Schieß: Meine Herren! Nach dem Schlußsatzedes Z. 18 des Reglements

der RheinischenProvinzial-Feuer-Societät werden die Beiträge der Societät von den Königlichen
Steucrkassen erhoben und an die Societätskasse abgeliefert.

Nun sind in den letzten Jahren eine große Anzahl von KöniglichenSteuerlasten, nament¬
lich in den RegierungsbezirkenCoblenz und Trier, aufgehobenworden und werden voraussichtlich
bei Regulirung der Grund- und Gebäudesteucr, deren Erhebung im künftigen Jahre den
Gemeinden obliegt, noch viele Steuerkassen eingehen, wodurch die Interessen der Societät
geschädigt und auch der Wettbewerb mit den Privat - Versicherungsgesellschaftenunmöglich
gemachtwird.

Während die letzteren durch ihre fast in jedem größeren Orte wohnenden Agenten die
Versicherungsbeiträgein einer für die Versichertenäußerst bequemenWeise einziehenlassen, sind
die Societätsgenossengenöthigt, gegen früher größere Wegestrecken zu den Königlichen Steuerkassen
zurückzulegen, um ihre Versicherungsbeiträgezu zahlen, wodurch unter den SocietätsgenossenUnzu¬
friedenheit entsteht und diese von den Privatgesellschaften zum Nachtheil der Feuer-Societät
benutzt wird.

Die Zahl der bis jetzt aufgehobenenKöniglichen Steuerkassen beträgt in den Regierungs¬
bezirken Trier und Coblenz 24, in Aachen 1 und in Düsseldorf 3. Daß durch die Verringerung
der Zahl der KöniglichenSteuerkassen die Voraussetzungen,auf denen die Bestimmung des §. 18
des Societäts-Reglements beruht, wesentlich geändert worden sind, ist einleuchtendund wird
eine Aenderung dieser Bestimmung durchaus nothwendig sein. Es würde nun den Interessen
der Societät am meisten entsprechen, wenn an Stelle der Königlichen Steuerkassen den Ge¬
meinden die Erhebung der Societätsbeiträge übertragen und von diesen an die Societätskasseabge¬
liefert werden.
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Die Gemeindeempfängerder Rheinprovinz haben bereits in einer Eingabe gebeten, die
Erhebung der Feuer-Societätsbeiträge den Gemeindekassenzu übertragen. Zu den einzelnen
Paragraphen wird noch Folgendes bemerkt:

In §. 18 ist die Erhebung auf diejenigen Beiträge beschränkt,welche durch die Hibc-
listen ausgeschriebensind. Die im Laufe des Jahres nach Aufstellung der Hebelisten ausge¬
schriebenen Beitrage werden zweckmäßiger von der Societätskassedirekt eingezogen.

Die zu §. 19 vorgeschlagene Abänderung bedarf keiner näheren Erläuterung,
Im §. 20, wie er jetzt zu Recht besteht, ist die Vefuguiß zur Erhebung der Beitrüge

durch eigene Socictätsbeamte auf die Stadtkreise beschränkt. Die Erfahrung hat gelehrt, daß
diese Beschränkungden Interessen der Societät nicht entspricht. In vielen größeren Städten, die
keinen Stadtkreis bilden, ist das Bedürfniß der Einziehung der Beiträge durch eigene Societäts-
bcamte hervorgetreten, und da die Rücksichtnahmeauf die Königlichen Steuerempfänger, welche
seiner Zeit die jetzt bestehende Beschränkung veranlaßt hat, in Wegfall kommt, fu dürfte der
beantragten Ausdehnung ein Bedenkennicht entgegenstehen.

Sodann erscheint noch folgende Aenderung des Societätsreglements erforderlich.
Durch die Provinzialordnung vom I.Iuni 1887, fowie das vom 36. Rheinifchen Provinzial-

landtage in seiner Sitzung vom 12. Dezember 1890 angenommeneund vom Herrn Minister des
Innern am 24. April 1891 bestätigteReglement über die dienstlichen Verhältnisseder Provinzial-
beamten der Rhcinvrovinz ist nach der durch Schreiben des Herrn Ober-Präsidenten vom
22. April 1892 mitgetheilten Ansicht des Herrn Ministers des Innern der §. 16 des Societäts¬
reglements insoweit abgeändert, als das danach dem Societätsdirektor eingeräumte Recht zur
Annahme und Anstellung gewisser Beamten demselben nicht mehr zusteht.

Das Reglement der Provinzial-Feuer-Societiit ist demnach in den §§. 14 und 16 so
abzuändern, daß dasselbe mit den Bestimmungen des §. 60 der Provinzialordnung und des §. 5
des Reglements über die dienstlichen Verhältnisse der Provinzialbeamten im Einklänge steht, und
wird demgemäß im §. 14 Nr. 3 des Societätsreglements der Passus: „sofern dieselbe definitiv
auf Lebenszeiterfolgt" zu streichen und an Stelle des §. 16 unter Beseitigung des jetzigen Wort¬
lautes zu sagen sein: „Wegen der Anstellungder bei der Societät beschäftigten Beamten sind die
Nestimmungendes §. 60 der Provinzialordnung und des §. 5 des Reglements über die dienst¬
lichen Verhältnisseder Provinzialbeamten maßgebend".

Der Provinzialausschuß beehrt sich daher den Antrag zu stellen:
„Der Provinziallandtag wolle zu den vorgeschlagenen Abänderungender W. 14, 16,
18, 19 und 20 des Reglements der Rheinischen Provinzial - Feuer - Societät vom

^DMn ber 18W ^ ^ .^ ^ilMIm und genehmigen:
25. Apnl 1889 "

1. Daß im §. 14 Nr. 3 der Passus „sofern dieselbe definitiv auf Lebenszeit erfolgt"
gestrichen wird.

2. Daß an Stelle des Z. 16 unter Beseitigung des jetzigen Wortlautes gesagt wird:
„Wegen der Anstellung der bei der Societät beschäftigtenBeamten sind die Be¬
stimmungen des §. 60 der Provinzialordnung und des ß. 5 des Reglements über die
dienstlichen Verhältnisse der Provinzialbeamten maßgebend".

3. Daß der Schlußsatz des §. 18 „Die Beiträge werdeu von den KöniglichenEteucr-
kassen erhoben und an die Societätskasseabgeliefert" fortfällt und an dessen Stelle
die Bestimmung tritt: „Die durch die Hebelisten ausgeschriebenen Beiträge werden
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nach vorheriger Vereinbarung mit den Gemeinden durch diese erhoben und an die
Societätskasfe abgeliefert".

4. Daß die beiden letzten Sätze des §.19 „die Hebegebühr der Rentmeister" bis
„gewährt", fortfallen und an deren Stelle gesagt wird: „Die Gemeinden beziehen
als Entschädigung für die Erhebung und Ablieferung der Immobilar-Versicherungs-
beiträge eine Hebegcbühr von l'/^/» von den wirklich von ihnen erhobenen und
abgelieferten Beiträgen. Besorgen die Gemeinden auch die Erhebung der Mobilar-
Vcrficherungsbeiträge, so wird ihnen nicht nur von diesen, sondern auch von dem
Empfange der Iinmobilar-Versicherungsbeiträge2"/« Hebegcbührgewährt".

5. Daß an Stelle des §. 20 unter Beseitigung des jetzigen Wortlautes gesagt wird:
„An Stelle der Gemeinden kann mit Genehmigung des Kuratoriums die Erhebung
der Feuer-Societätsbeiträge besonderen, von dem Direktor zu ernennendenBeamten
übertragen werden.

Die in solchen Gemeinden etwa nöthig werdende Einziehung der Immobilar-
Versicherungsbeiträgeim Vcrwaltungs-Zwangsverfahren ist auf Ersuchen des Direktors
durch die zuständige Gemeindekasse gegen Zahlung von 2«/« Hebegebührzu bewirken".

In der gestrigen Sitzung hat die I. Fachcommissionbeschlossen, der Provinziallandtag
wolle dem Antrage des Provinzialausschussesbeitreten.

Stellvertretender VorsitzenderIantzen: Ich eröffne die Diskussion über den Gegenstand.
Es ist inzwischen ein Antrag von Seiten des Herrn Grafen Brühl eingereicht worden. Ich bitte
den Herrn Schriftführer, denselbenzu verlesen.

Schriftführer Abgeordneter Freiherr von Coels: Antrag zu Nr. 5 der Tages¬
ordnung vom 30. Mai 1894:

„Hoher Landtag wolle den Provinzialausfchuß beauftragen, nach Anhörung des
Kuratoriums der Provinzial Feuer-Societät, auf eiue Abänderung des Statuts in
§. 19 hinzuwirken, da die jetzt vorgeseheneEntschädigungder Gemeinden die Mühe¬
waltung in Gegenden mit vorherrschend geringwerthigen Gebäuden gegenüber der
Mühewaltung in Gegenden mit vorherrschendwerthvollen Gebäuden nicht genügend
berücksichtigt".

Stellvertretender VorsitzenderIanßen (zum AbgeordnetenGrafen von Brühl, der sich
zum Wort meldet): Herr Abgeordneter, ich werde Ihnen das Wort zu §. 19 gebeu.

Also zunächst kommenwir zur Abstimmung über §. 14. Wünscht einer der Herren das
Wort zu dem Abänderungsvorschlag, der zu §. 14 gestellt ist? — Das ist nicht der Fall; ich
darf daher feststellen, daß Sie denselbennach den Vorschlägendes Provinzialausschussesresp, der
I. Fachcommissionangenommen haben, — §. 16 Abs. 2 desgleichen angenommen; — 8» 1s
ebenso — §. 19. Das Wort hat der Herr AbgeordneteGraf von Brühl.

Abgeordneter Graf von Brühl: Meine Herren! Von einem Antrag auf Abänderung
des §. 19 ist mit Rücksicht auf die augenblicklicheLage der Landes-Feuer-Societät, die ja, glaube
ich, ebenso wie die der meisten Landes-Feuer-Societäten, auch der Prouinzial-Feuer-Societäten
augenblicklich nicht glänzend ist. Abstand genommen. Aber ich glaube doch, daß es im Interesse
der Provinz und auf die Dauer auch im Interesse der Landes-Feuer-Societät selbst ist, wen»
wir den Provinzialausschuß ersuchen, dahin zu wirken, daß doch einmal die Bezahlung derjenigen,
welche die Hauptarbeit bei der ganzen Feuer-Societät haben, etwas gerechter wird, wie dies bisher
war. Es ist ja bei allen Gemeinden jetzt noch das Bestreben, diese alte Remisenbezahluug, die
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eine ganz ungerechteist, allmälig ganz fallen zu lassen und die Einnehmer auf festes Gehalt zu
stellen. Hier bei der Landes-Feuer-Societät ist nun von je her noch die Uebung, wie im §. 19
des Reglements steht, daß der Bürgermeister als Entschädigungfür die Besorgung der Societäts-
geschafte 6 °/„ und der Nentmeister oder, wie es jetzt in Zukunft heiht, die Gemeindenfelbst, mit
anderen Worten der Gemeinde-Einnehmer l'/s «/» von den Einnahmen bekommt. In den¬
jenigen Gegenden nun, wo sehr geringwerthigeGebäude sind, kleine Strohhütten, muß der Ein¬
nehmer einer Menge von kleinen Leuten nachlaufen, hat furchtbare Mühe mit der Einziehung der
Beiträge und hat dabei eine verhältnißmäßig fehr geringe Einnahme. In wohlhabendenGegenden,
n> großen Städten, wo es sich um wenige größere Gebäude und größere Versicherungsbeiträge
handelt, da ist es sehr viel bequemer, die Beiträge zu erheben, und die Einnahmen sind im Ver¬
hältniß hoch, weil es sich um wenige große Conten handelt. Die Bezahlung ist also jetzt ganz
ungerechtund ich weiß, daß es früher sogar viele Nentmeister gegeben hat, die lieber selbst aus
der eigenen Tasche den Beitrag bezahlt haben, weil es ihnen zu mühsam war, sie zu holen, und
weil sie wußten, daß es ganz arme Leute waren, denen gegenübersie nicht erst das Vollstreckungs-
verfahren einleiten wollten. Es ist das eine Maßregel, die auch dahin wirken würde, daß der
ewige Drang der kleinen unteren Beamten, vom Lande nach der Stadt zu ziehen, sich etwas ver¬
mindern wird, daß wir also etwas seßhaftereBeamte auf dein Lande hätten. Es liegt deswegen
im Interesse aller derjenigen Gegenden, wo nicht Reichthum herrscht, wo Armuth herrscht, daß
die Bezahlung eine andere wird. Ich gehe nun, wie gesagt, nicht soweit, heute eine Aenderung
des Statuts Ihnen vorzuschlagen. Es wird das viele Schwierigkeitenmachen und wird auch
nicht auf einmal gehen. Es muß wohl reiflich überlegt werden und deshalb wollte ich mir nur
erlauben, dein hohen Hause vorzuschlagen, daß Sie den Provinzialausschuß ersuchen, nach Be¬
rathung mit dem Kuratorium der Landes-Feuer-Societät doch noch einmal in Erwägung zu
ziehen, wie man den jetzigen ungerechten Bezahlungsmodus abschaffen und zu einer gerechteren
Bezahlung kommen kann. Das ist mein Antrag,

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Wird das Wort weiter zn z, 19 gewünscht?
AbgeordneterZweigert: Ich würde zu §, 20 das Wort erbitten.
Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Dann wollen wir uns zunächst über z, 19 schlüssig

machen. Der Herr Commisfar des Herrn üandesdirettors hat das Wort,
Geheimer Regierungsrath, Seul: Meine Herren.

Ich muß dem Antrage des Herrn Grafen Brühl entschieden widersprechen. Die Gebühr von 2 °/o
für die Erhebung der Feucrversicherungsbeiträgeist eine durchaus angemessene, der Mühcwaltuug
entsprechende.Die ganze Mühewaltung besteht darin, daß die Steuererhcber die Zettel aus¬
schreiben, den Leuten zustellen und die Gelder einziehen. In wenigen Wochen des Jahres ist die
ganze Arbeit geschehen, und dafür bekommen die ErHeber 2°/° von den eingezogenen Beitragen,
^e»n man sagt, in ärmeren Kreisen wäre das eine unzureichende Entschädigung,so ist daraus
3« erwidern, daß auch in den ärmeren Kreisen die Kosten der Lebensführung geringer sind, als
'« den Städten und in den wohlhabenden Kreisen, und ich glaube, nach den bisherigen Er¬
fahrungen, wo wiederholt Angebote gemacht worden sind, die Erhebung statt sur 2"/« schon zu
^'/2°/° zu besorgen,daß wirklich keine Veranlasfnngvorliegt, der Sache überhaupt näher zutreten.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Wird das Wort weiter zu §, 19 gewünscht?
Herr AbgeordneterIörisfen hat das Wort.

Abgeordneter Iörisfen: Meine Herren, ich glaube, die Tendenz des Antrages des
trafen Brühl geht nicht dahin, eine Erhöhung der Hebegebühren, sondern eine gerechtere



94 38, Rheinischer Provinziallandtag, 4. Sitzung am 30, Mm 1894,

Vertheilung herbeizuführen. Das war das, was er wünschte, daß das Kuratorium untersuchen
sollte, ob es einen Weg giebt, um zu einer gerechteren Vertheiln,,«,zu kommen. In der Commission
war meinerseitsangeregt worden, ob es nicht anginge, eine bestimmtefeste Gebühr für jede Ver¬
sicherung, die der betreffendeBeamte aufnimmt, einzuführen, die dann in irgend einer Weise nach
dem Verhältniß des Ganzen zur Verwendung kommenden Betrages zn bemessen wäre, nnd dann
für den Rest der Summe wie sonst lediglich im Wege der Remisen verwandt würde, es nun
prozentual nach den Ergebnissendes Prämienerträgnisses zu vertheilen. Es wäre das allerdings
ein Weg, der einige Mühe machenwürde Es würde dann die Erhebung einer Statistik noth¬
wendig werden, es würde das Verhältniß der Eingänge in den einzelnen ärmeren Gemeinden zn
den reicherenGemeinden geprüft werden müssen nnd es müßte das Ganze zu dem Gesammt-
erträgniß in Vergleich gestellt und dann erst ausgemittclt werden, wie viel man dann nun
von diesem Gesammtergcbnißverwendenkönnte, nm für jede einzelne Prämie eine bestimmte Gebühr
zu geben und den Nest prozentweiseauf deu Beitrag zu vertheilen. Meine Herren, das scheint
mir denn doch wirklich angängig zu sein. Eine Analogie haben wir z, B, bei der Vertheilung
der Tantiemen bei den Aktiengesellschaften, die da zum Theil als Präsentgeldcr uud zum andern
Theil prozentuell als Avcrsum vertheilt werden, Aehnlich würde es auch hier der Fall sein,
so daß derjenige, der am meisten Mühewaltung hat, dann doch nicht gerade am schlechtesten
bezahlt würde.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Herr AbgeordneterBecker hat das Wort,
Abgeordneter Becker: Meine Herren! Die Angelegenheit ist in der Commission sehr

eingehend verhandelt, (Zuruf: lauter!) Sie war auch dort angeregt und Herr Iörissen hat die
Ausführungen gemacht, die er Ihnen eben vorgetragen hat. Aber schließlichhat die Commission
sich doch dahin entschieden, der Anregung keine weitere Folge zu geben, und zwar wesentlich aus
der Erwägung heraus, daß ja bisher schon die KöniglichenRcntmeister dieselbe Entschädigung
bezogen haben und daß im Großen nnd Ganzen Klagen darüber, daß diese Entschädigungen
unzureichend gewesen wären, nicht ergangen sind, daß mau der Ueberzeugung war, daß sie ausreichend
wären, nnd daß ja auch die Mühewaltung nicht ausschließlichfür diesen Zweck eintritt, sondern
daß noch andere Aufgaben, die den Gemeinden und Stcuerempfängern obliegen,bei dieser Gelegen¬
heit mit abgemacht werden. Daher läßt sich die Mühewaltung auch für weniger Entschädigung
leisten, als wenn sie ausschließlich zu leisten wäre. So waren die Erwägungen, Hätte man eine
Form finden können, die dem Gedanken, anch nach Stückzahl der Aufträge die Entschädigungzu
bemessen,ohne rechnerische Schwierigkeitenentsprechen könnte, dann glaube ich, würde man wohl
nicht abgeneigt gewesen seiu, darauf einzugeheu. Aber bei der großen Anzahl der Falle, um die
es sich handelt, meine Herren, in der ganzen Rhcinprouinz war die Ueberzeugungvertreten, daß
es ganz unausführbar sei, eine derartige Verthciluug der Entschädigungenuach der Stückzahl der
Aufträge in irgend einer zweckmäßigen Weise und ohne ganz ungewöhnlicheMühewaltung des
Rechnungswesenseintreten zu lassen. Das waren die Gründe: einmal das nicht klar erwiesene,
wirklicheBedürfniß für eine Aendcruug, im Gegentheil, die Feststellung, daß bisher eigentlich
dieselbe Entschädigungallerseits ausgereichthat, und zweitens die große Schwierigkeit,irgend eine»
andern moäu» zu finden, der nicht eine außerordentlicheComplication des Rechnungswesensver¬
ursachen würde. Aus diesen Gründen hat die Commissionschließlich Abstand genommen, irgend
eine Aenderungvorzunehmen, und ich möchte auch anheimgeben, ob nicht das hohe Haus dem
Antrage beitreten will.

StellvertretenderVorsitzender Ianßen: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Graf von Brüht-
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AbgeordneterGraf von Brühl: Meine Herren! Wenn ich Herrn Oberbürgermeister Becker
von meinem Platze aus, was nicht ganz leicht ist, richtig verstandenhabe, so hat er ausgeführt,
daß bisher keine Beschwerden gekommen seien über die bisherige Art der Entschädigungder Rent-
meister. Meine Herren! Die Bezahlung der Rentmeister war bisher doch etwas verschieden von
dem, was in Zukunft die Gemeindeeinnehmerbekommen sollen. Die Rentmeisterhatten bisher
auch vielfach fiskalische Forstkasscn zu verwalten, und hatten dadurch eine Nebeneinnahme, welche
m Zukunft für die Gemeindeeinnchmernicht vorhanden sein wird. Ich glaube also, daß dieser
Grund nicht ganz durchschlagendist. Ich habe jedenfalls meinerseits auch früher schou bittere
Klagen gehurt von den bisherigen Rcntmeistern über die Art und Weise, wie gerade diese Mühe¬
waltung bei der Landes-Feucr-Socictät bezahlt wird. Ich habe sie schon vor Jahren gehört, und
habe sie endlich einmal hier zur Sprache bringen wollen. Ich glaube also, daß dieser Grund
nicht durchschlagend ist, und daß es doch immerhingerade auf dem vom Herrn Abgeordneten Iörissen
angegebenen Wege wohl möglich sein wird, eine gerechtere Entschädigung zu finden. Ich möchte
deshalb die Herren nochmals bitten, gerade diejenigen,welche auch die Verhältnissein den ärmeren
legenden kennen,für meine Resolution eintreten zu wollen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Das Wort zu §, 19 wird nicht weiter gewünscht;
'ch nehme au, meine Herren, daß Sie gegen den Abändcruugsautrag, wie ihn der Provinzialausschuß
^hnen präsentirt, nnd wie er von der Commissiongenehmigtworden ist, keine Einwendung haben,
und daß Sie denselbenzum Beschlußerhebe«. Nunmehr aber kommen wir zu der besonderen
Abstimmung über die Resolution des Herrn Grafen von Brühl, Ich bitte diejenigen Herren,
welche dieser Resolutionbeitreten und sie zum Beschlusse des Hauses erheben wollen, sich zu erheben,
(Geschieht.) Das ist die Minderheit, Die Resolution ist damit abgelehnt.

Wir gehen über zu §. 20. Ich ertheile das Wort dem Herrn AbgeordnetenZweigert
Abgeordneter Zweigcrt: Meine Herren! In dem §. 20 ist dem Herrn Direktor der

Provinzial-Fcner-Societät das Recht eingeräumt, mit Gcnchmignugdes Kuratoriums die Erhebung
dn Feuer-Societätsbeiträgc den Gemeinden zu eutzieheuuud besonderenBeamten zu übertragen,
und nur die Zwangsvollstrcckuugsollen dann die Gemeinden gegen 2°/« Hcbegebührbeibehalten.
Es wird Ihnen also ans Anordnung des Herrn Fcuer-Societiits-Direktors das entzogen, was
keine Arbeit macht, aber Geld bringt, und das gelassen, was sehr viel Arbeit und sehr viel Kosten
macht und kein Geld bringt, höchstens 2°/», Ich habe nun nach einer Rücksprache mit dem Herrn
Feuer-Societäts-Dircktor erfahren, daß die Zahl derjenigenFälle, in denen es überhaupt zu einer
Zwangsvollstreckungkommt, eine außerordentlich geringe sei, daß deshalb das Bedenken, welches
'ch hätte, nicht von erheblicher praktischer Bedeutung sei. Dennoch scheint es mir nicht ausreichend
^ sein, nur 2°/» Hebcgebühren zu geben in denjenigenFällen, in denen die ganze freiwillige
Hebung nicht die Gemeinden machen, sondern ein anderer, nnd ich möchte da dem Provinzial¬
ausschuß bezw, dem Kuratorium der Feuer-Societät die Möglichkeit geben, über die 2°/» in diesen
Füllen hinauszugehen, und möchte deshalb beantragen, daß eine Wort „mindestens" einzuschieben,
also „gegen Zahlung von mindestens 2«/» Hebegebühr". Es wäre dann ein Minimalsatz festgesetzt
und der Herr Feuer-Societäts-Direktor bezw. das Kuratorium wäre in der Lage, in denjenigen
Fallen, in denen die Zwangsvollstreckungfür 2"/» nicht zu machen ist, die Gebühre» zu erhöhen
es trifft das weniger die Städte, die ein sehr großes Personal von Zwangsvollstreckungsbeamten
haben, als das platte Land, wo vielleicht von der Stelle der Gemeindekasse aus bis zu der Stelle,
Wo die Excution zu vollstrecken ist, weite Wege zurückzulegen sind. Nun kommt der Mann dahin,
" kann die Beträge nicht auftreiben, nicht einmal die Excecutionsgebühren,dagegen sind die
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ganzen Kosten zu Lasten der Gemeinde, 2°/» Hebegebührcngehen nicht ein, weil nichts beigctricbcn
wird, und so kann es vorkommen, daß die Gemeinde die ganze Hebung umsonst machenmuß nnd die
Kosten dazu hat. Ich meine also, wenn das einzige Wort „mindestens" eingeschaltet wird, das
Kuratorium der Feuer-Societät wohl in der Lage ist, diese Ungerechtigkeitzu vermeiden und
wohlwollenddie Interessen der Gemeinden zu berücksichtigen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort hat der Herr Provinzial-Feuer-
Soeietäts-Direktor Seul,

Provinzial-Feuer-Societäts-Direktor Seul: Meine Herren! Ich glaube, die Bedenken
des Herrn AbgeordnetenZwcigcrt sind doch nicht begründet. Die Fälle, wo exequirtwerden soll,
beziehen sich lediglich auf die Immobilarversichcrungen, also auf diejenigen Versicherungen,wo
ein Haus in Frage steht. Der Besitzerdes Hauses ist aber fast ausnahmslos auch in der Lage,
die Exekutionsgebührenzu bezahlen, und ein Fall, in welchem bei einer Exekutionder Beiträge
die Exekutionsgebühr ausgefallen wäre, ist meines Wissens noch nicht vorgekommen. Wenn wir
auf das Recht der Exekution überhaupt verzichten könnten, fu würde das der Societät nur
erwünfcht sein. Wir können das aber um deswillen nicht, weil nach den geltendenBestimmungen
die Gültigkeit der Versicherungnicht von der Zahlung der Prämie» abhängig ist, und wir müssen
deshalb schon im Interesse der Hypothekargläubigeran dein Rechte der Exekution festhalten. Ich
glaube, man könnte es doch einmal versuchen, ob denn irgend welche Schwierigkeiten,die bisher
bei der schon lange geltenden Bestimmung nie zu Tage getreten sind, für die Gemeinden ein¬
treten, ehe man an der Bestimmung selbst irgend etwas ändert.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Herr AbgeordneterZweigert hat das Wort.
Abgeordneter Zweigert: Ich würde dem Herrn Feuer-Societäts-Direktor vollkommen

Recht geben, wenn wir ein feststehendes Reglement hätten, wir haben aber eine Reglementsvorlage,
welche eben geändert werden soll, und wenn der Herr Feuer-Societäts-Direktor mir zugiebt, daß
unter Umständen 2«/« Hebegebühr nicht ausreichend sind, um namentlich in kleineren Land¬
gemeinden die Kosten des Executionsverfahrens zu decken,dann meine ich, wird es Pflicht uud
kann unmöglich die Bestätigung der Staatsregierung irgendwie in Frage stellen, das Wort
„mindestens" dazwischenzu schiebe». Es ist das die Minimalgrenze, auf die die Gemeinden
Anspruchhaben, mit der Möglichkeit,daß eine wohlwollendePrüfung des Kuratoriums eintreten
kann, um eventuell diefen Satz zu erhöhen. Ich glaube nicht, daß das irgendwieeinein Bedenken
bei der Vestätigigung unterliegen kann, und ich glaube, daß wir im Interesse der Gemeinden
diesen Schritt thun müssen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Herr Abgeordneter Becker hat das Wort,
Abgeordneter Becker: Ja, meine Herren, ich kann mir eigentlich nicht denken, daß dieser

Fall sehr wahrscheinlich ist, daß in einer kleinen Gemeinde der Provinzial-Feuer-Societäts-Direktor
den Wunsch haben sollte, statt der Gemeinde einen besonderenBeamten mit der Einziehung der
Beiträge zu betrauen. Ich kann nur annehmen, daß das wohl der Fall sein kann in größeren
Gemeinden, wo das Einziehen der Beiträge durch einen eigenen Beamten, weil es sich um hohe
Summen handelt, billiger sein kann, als wenn man den Gemeinden die Einziehung der Beiträge
zu den festgesetzten Entschädigungen überträgt. Darum glaube ich, daß der Fall, den Herr
Zweigert immer im Auge hat, daß weite Wege in Frage stehen, bei einzelnen,weit cmseinander-
liegenden Zahlungspflichtigen in kleinen Gemeinden, in praxi schwerlich so leicht eintreten wird.

Auf der anderen Seite hat das Wort „mindestens" aber sehr große Bedenken. Wenn
hier feststehen bleibt 2°/«, so ist das eine gleichmäßigeNorm, die nicht geändert werden kann;
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wird dagegen gesagt: „mindestens 2«/«", dann werden natürlich eine Menge Wünscheherantreten,
auch nun wirklichwehr als 2°/« zu erhalten, und soweit ich die Gemeindenkenne: wenn es einer
gelingt, eine höhere Entschädigungzu erhalten, so kommen die andern auch nach, und das giebt
einen Schraubstock ohne Ende. Aus diesem Grunde und weil mir bis jetzt ein praktisches
Bedürfniß für die Nothwendigkeit einer Erhöhung nicht nachgewiesen zu sein scheint, glaube ich,
liegt es im Interesse der Stabilität der Verhältnisse, wenn wir es bei 2°/« ohne das „min¬
destens" belassen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßcn: Herr AbgeordneterZweigert hat das Wort.
AbgeordneterZweig crt: Meine Herren! Ich glaube, das, was der Herr Kollege Becker

gesagt hat, trifft absolut nicht zu. Es liegt gerade die Gefahr vor, daß man in den sogenannten
Vororten größerer Städte, die aber eine politischeGemeinde für sich bilden, im Interesse der
Vereinfachungdes Verfahrens das Einziehungsgefchäftden Einnehmern der großen Städte über¬
tragen wird, und die Exekution sollen dann die kleinen Vorortsgemeinden für diese absolut
unzureichenden 2°/» Hebegebührenausführen. Gerade darin liegt die Gefahr. Der Herr Feuer-
^ocietats-Direktor hat viel lieber mit einer großen Kasse zu thun, bei der eiu orduungsmäßiger
Nentmeisteran der Spitze steht und dem er dann sagt: bitte, ziehe Du doch von der und der
"orortsgemeinde die Gebühren ein; das macht dem Nentmcister gar keine Schwierigkeiten,der
kriegt seine 2°/« und ist damit zufrieden.

Die armen Vorortsgemeindcn aber sollen nun die Exekution vollstrecken für den unzu¬
reichenden Satz, und deshalb meine ich, daß wir diese durch diesen Zusatz schützen müssen, der
b°ch höchstens das Bedenkenhaben kann, daß das Kuratorium der Feuer-Societät das eine oder
andere Mal eine Sitzung hat, in der es über den Antrag der Gemeinden ans höhere Bewilligung
^> berathen hat. Ich glaube, daß dagegen ein Bedenkennicht vorliegt.

Stellvertretender VorsitzenderIanßcn: Herr AbgeordneterBecker hat das Wort.
Abgeordneter Becker: Meine Herren, ich kann mir den Fall wiederum nicht denken, den

Herr Zweigert darstellt. Ich kenne keine selbstständigenVorortsgemcindcu neben der Haupt-
geineinde, diese bilden zusammen eine Gemeinde. Nach unserer Städtcordnnng ist das unzweifel¬
haft, und ich bestreitc, daß darnach der Fcuer-Societäts-Direltor das Recht haben kann, etwa in
Köln die Beiträge in der Altstadt Köln durch einen besondern Beamten einziehen zu lassen,
dagegenin den Vororten von Köln, die mit Köln eine politische Gemeinde bilden, das Einziehen
d« Beiträge der Gemeinde Köln zu überlassen. Will er die Beiträge in Köln einziehen, dann
'"Utz er das auch in den Vororten thun, oder will er in den Vororten nicht einziehen, dann
"uh er auch in Alt-Köln die Einziehung der Gemeinde belassen. Darum ist der Fall, welchen Herr
Iweigert voraussetzt, nicht begründet Andere Vororte als die von mir geschilderten kenne ich nicht.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßcn: Wird das Wort noch weiter gewünscht? —
Herr Abgeordneter Zweigert hat das Wort.

Abgeordneter Zweigert: Meine Herren! Ick, möchte Herrn Kollegen Becker nur erwidern,
daß er sich «uf das Wort „Vorortsgemcinden" steift. Ja, Efsen hat 4 Vororte, die politisch
selbststäMg sind, Gemeinden von 25 000 Seelen, die gar nicht im politischenVerbände stehen.
Der Ausdruck„Vorurtsgemeinde" ist auch übrigens keineswegs im Gesetz enthalten, sodah ich
""ch durchaus nicht vergriffen habe, wenn ich den Ausdruckgebraucht habe. Die Etädteordnung
"Unt den Ausdruck „Vorort" überhaupt nicht.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Nunmehr kann ich die Discussion über diesen
Paragraphen schließen, da sich Niemand weiter zum Worte gemeldet hat. Wir kommen zur
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Abstimmung, Der Herr Abgeordnete Zweigert hat beantragt, in der vorletzten Zeile des betreffenden
Paragraphen vor die Zahl 2 das Wort „mindestens" einzuschieben. Ich bitte diejenigen Herren,
welche den vom Herrn AbgeordnetenZweigert gestellten Antrag annehmen wollen, sich zu erheben.
(Geschieht) Das ist die Minorität, derselbeist abgelehnt. Nunmehr kann ich feststellen, daß der
hohe Landtag den abgeänderten § 20 nach den Vorschlägendes Ausschusses resp, der Commission
angenommen hat. Dieser Gegenstand wäre erledigt.

Wir gehen über zu dem Antrag der I. Fachcommission:
„Betreffend die Aenderung des Statuts der Landesbank der Rhein
provinz".

Wiederum ist Herr Abgeordneter Schleh Referent, dem ich das Wort ertheile.
AbgeordneterSchieß: Das durch Allerhöchsten Erlaß vom 23. April 1888 genehmigte

Statut der Landesbank der Rheinprovinz bestimmt im §. 20 unter Nr. 4, daß die Wahl des
Rentmcisters, des Nendcmten,der Sekretäre und Buchhalter auf Vorschlagdes Direktors der Landes-
dank der Beschlußfassungdes Provinzialausschussesunterliegt, während nach ß. 23 daselbst die
Anstellung der unterm Beamten und Diener auf Kündigung erfolgt und iunerhalb der durch den
Etat festgestellten Schranken dem Direktor der Landesbankmit der Maßgabe überlassenbleibt, daß
die Kündigung resp. Entlassung der definitiv angenommenenBeamten und Diener in alleu Fällen
nur nach eingeholter Zustimmung des Kuratoriums der Lcmdesbank erfolge« darf.

Durch die Provinzialordnung vom 1. Juni 1887 fowie das vom 36. Rheinischen
Provinziallandtagc in seiner Sitzuug vom 12. Dezember 1890 angenommene uud vom Herrn
Minister des Innern am 24. April 1891 bestätigte Reglement über die dienstlichenVerhältnisse
der Provinzialbcamtcn der Rheinpruvinz ist nach der durch Schreiben des Herrn Obcrpräsidentcü
vom 22. April 1892 mitgetheilten Ansicht des Herrn Ministers des Iuucrn der 8- 23 des
Landesbautstntutesinsoweit abgeändertwurden, als das danach dem Üandesbauk-Direktoreingeräumte
Recht zur Annahme und Anstellung gewisser Beamten demselbennicht mehr zusteht.

Um das Statut der Lcmdesbankmit deu Bestimmungen des 8- 60 der Provinzial-
urdnuug uud des 8- 5 des Reglements über die dienstlichenVerhältnisse der Pruvinzialbcamtcll
in Einklang zu bringen, erscheint es nothwendig, dasselbe in den 88- 20 und 23 so abzuändern,
daß im 8, 20 Nr. 4 anstatt „die Wahl des Rentmcisters, des Rcndantcn, der Sekretäre und
Buchhalter auf Vorschlag des Direktors der Lcmdesbank"gesagt wird: „die Anstellung aller übrigen
Beamten der Lande,baut", uud daß der §. 23 uutcr Beseitigungdes jetzigen Wortlauts folgende
Fassung erhält: „Wegen der Anstelluug der bei der Üaudesbcmkbeschäftigten Beamten sind die
Bestimmnngendes 8- 60 der Provinzialordnung und des 8. 5 des Reglements über die dienstlichen
Verhältnisseder Provinzialbcamtcn maßgebend".

Der Provinzinlausschußbeehrt sich daher deu Antrag zu stellen:
„Der Prouinzillllaudtag wolle beschließen,das genehmigteStatut der Laudcsbcmk der
Rheiuproviuz dahin zu äudern,
1. daß im 8 20 nntcr Nr. 4 anstatt „die Wahl des Rentmcisters,des Rcndantcn, der

Sekretäre uud Buchhalter auf Vorschlagdes Direktors der üaudesbauk" gesagt wird:
„die Austeilungaller übrige» Beamtcu der Lcmdesbank auf Vorschlag des Direktors".

2. Daß der 8- 23 unter Beseitigung des jetzigen Wortlautes folgende Fassung erhält:
„Wegcu der Anstellung der bei der Üaudesbauk beschäftigten Beamten sind die
Bestimmnngeu des §. 60 der Provinzialordnung und des H. 5 des Reglements
über die dienstlichen Verhältnisse der Provinzialbccunten maßgebend".
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Meine Herren! Die I. Fachcoimnissionhat sich auch hiermit beschäftigtund folgenden
Antrag gestellt:

„Der Provinziallandtag wolle den Antrag des Provinzialansschussesmit der Maß¬
gabe annehmen, daß in Nr. 1 des Antrages die Worte: „auf Vorschlag des Direktors"
gestrichen werden".

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich eröffne die Verhandlung über diese An-
gelegenheit— und schließe sie, da sich Niemand zum Worte meldet. Ich darf annehmen, daß
das Hans den Antragen der I. Fachcommifston über diesen Gegenstandbeigetreten ist und dieselben
zum Beschlusse erhoben hat.

Wir gehen über zu dem
„Bericht und den Anträgen des Provinzialausschufses, betreffend die
Aufstellung eines Vefoldungsplanes für die oberen Provinzialbeamten".

Referent ist Herr LandesdirektorKlein. Ich bitte denselben,zu referiren.
LandesdircktorDr. Klein: Meine Herren! Der Provinziallandtag hat im Jahre 1890

einen Besuldungsplan für die Provinzialbeamten der Rheinprovinz erlassen In diesen, Befuldungs-
Planc sind die AnfangsgelMcr nnd die Höchstgehälterenthalten, ebenso ist in diesem Plan am
gegeben, in welcherWeise das Aufrücken in höhere Gehaltsstufen stattfinden soll. Bei der Auf¬
stellung dieses Acsuldnngsplanes hat man davon abgesehen,für die oberen Beamten, d h, für
die Direktoren der Landesbank, der Pruvinzial-Fcuer-Soeictät, die Landesräthe nnd Landesbauräthe
ebenfalls die Gehälter in nnniino und In ,nn,x!mo festzusetzen,sowie das Aufrücken zu bestimmen.
Statt dessen wurde in §, 2 die Bestimmung für die Besoldungder Provinzialbeamten der Rhein--
Provinz festgesetzt, daß vun dem Pruvinziallandtagc für die von diesem zu wählenden oberen
Beamten — olr. H. 41 der Pruvinzialordnung — die Anfangsgchältcr sowie das Aufrücken im
Gehalt von Fall zu Fall festgesetztwerden sollte. Man ging bei dieser Bestimmung davon aus,
daß es sich hier nur um 6—7 Beamte handele und daß man bei dieser geringen Anzahl von
Beamten viel besser die Sache vun Fall zu Fall cutscheide, anstatt nach einem im Voraus fest¬
gesetzten Plane zu verfahren. Diese Voraussetzung ist aber im Lanfe der Zeit insoferngeändert
worden, als die Zahl der hier znr Sprache kommendenBeamten in Folge der Zuwcifung von
neuen Aufgaben wesentlich gewachsen ist, so daß es immer schwierigerwird, ohne einen festen
Befoldungsplan durchzukommen. Wenn jetzt in einem einzelne» Fall Zuwendungen an einen
Beamten gemacht werden, so zieht das eine Menge von Präeedenzfällcnnach sich und die Sache
endet in der Regel damit, daß schließlich höhere Gehaltssätze bewilligt werden, als das nach
«nein festen Besolduugsplau der Fall sein würde, und daß trotzdem vielfach in den Kreifcu der
Beamten Unzufriedenheit erregt wird. Ich habe noch in den letzten Tagen die Tabelle, welche
"u Jahre 1884 bereits für das Aufrücken der oberen Beamten vorbereitet war, zur Hand ge¬
nommen und sie mit den jetzigen Gehältern verglichen. Es hat sich hierbei ergeben, daß im
Falle der Annahme dieser Tabelle die alsdann zu zahlenden Gehälter geringer sein würden, wie
d'e jetzigenGehälter, nnd daß manche Relriminatiunen und manche Beschwerdennicht aufge¬
wacht wären, wenn man sich an einen festen Befoldungsplan gehalten hätte. Der Pru-
vmzialausschuß hat deshalb iu Folge der Anregungen im letzten Landtag beschlossen, uuumehr
auch für die oberen Beamten in gleicher Weise wie für alle übrigen Beamten die Bcsoldungsucr-
lMtnisse zu regeln.

Bei dieser Gelegenheit tauchtennoch zwei andere Fragen auf. In dem jetzigen Besolduugs¬
plau sind die Stellvertreter des Direktors der Provinzial-Feuer-Societät, die Lcmdesbaukräthe, die

!3*
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Landesasscssorcn und die Oberbauinspektorcninsofern anders als die anderen Beamten behandelt,
als zwar ihre Anfangsgehälter und Höchstgehälterfestgesetzt sind, aber nicht die Beträge, uni
welche sie anstücken sollen. Auch diese Lücke glaubte der Prouinzialausschußbei dieser Gelegenheit
ausfüllen zu sollen.

Hierbei wurde noch in Betracht gezogen, daß es sich an der Hand der gemachten Erfah¬
rungen empfiehlt, die Landesbanträthe und den Stellvertreter des Direktors der Provinzial-
Feuer-Societät in eine höhere Dienstklassezu versetzenund sie den Landesräthen gleichzustellen,
um diese Beamten, was wirklich dringend wünschenswerthist, länger in ihren Stellungen zn
behalten Wenn ein Lnndesbcmkrathoder der Stellvertreter des Pruuinzial-Feuer-Societäts-Dircktors
zwei oder drei Jahre sich in ihren Stellen befinden, so hat er sich kaum genügend in diese schwierige
Materie eingearbeitet;kommt nuu eine Landesrathsstellc zur Erledigung, so melden die Herren sich
stets, weil sie in eine höhere Rangstufe dadurch steigen und ein höheres Gehalt bekommen. Das
ist mit den Interessen des Dienstes nicht vereinbarlich. Deshalb haben wir, um diesen steten
Meldungen ein Ende zu machen, beschlossen, Ihnen vorzuschlagen,diese Herren mit den Landes¬
räthen möglichst gleichzustellen.

Die Regelung der Besoldung anlangend, so glaubt der Prouinzialausschuß, daß es
zweckmäßig sei, aus den hier in Rede stehendenBeamten 4 Klassen zu bilden, und wird deshalb
vorgeschlagen,für den Direktor der Provinzial-Feucr-Sucietät uud den Direktor der Landesbant
eine besondere Klasse für die Besoldung zn bilden, und zwar aus eiuem doppelten Grunde,
einmal weil diese Beamten erst bei vorgerücktem Lebensalter in eine solche Stellung einrücken und
deshalb ein höheres Minimalgchalt beziehen müssen,und das andere Mal, weil die Verantwortlichkeit
und der Dienstkreis dieser Beamten ein wesentlichgrößerer ist, wie der übrigen oberen Beamten.
Das Gehalt für die genannten Direktoren soll entsprechend den Gehältern, welche sie seither factisch
schon beziehen, 9- bis 11000 M. betragen. Die zweite Klasse, die Landesräthe und Landes-
bauräthe, haben bis jetzt mit 5400 M. begonnen und beziehendieselbenjetzt 5400 bis 10600 M.
Der Prouinzialausschuß glaubte hier einen Mittelweg in den Sätzen vorschlagen zu sollen, von
5- bis 10 000 M. 3. Für die Landesbanträthe und ebenso auch für den Stellvertreter des Feuer-
Socictäts-Dircltors soll das Nnfangsgehalt, wie bei den Landesräthen 5000 M. bettagen, das
Höchstgehaltaber nur bis 8000 M. steigen, weil der Prouinzialausschuß davon ausging, daß die
Landesbanträthe nach einem Zeitraum non 8-10 Jahren doch im Falle bewährter Tüchtigkeit
in Landesrathsstellcn übernommen werden und alsdann bis zum Höchstgehalt der Landesräthe
aufrücken. Es erschien deshalb nicht nöthig, das Marmmlgehalt höher zu bemessen. Für minder
tüchtige oder leistungsfähigeBeamte, welche sür den größeren Wirkungstreis als Landesräthe nicht
geeignet sind, erschien ein Gehalt von 8000 M., wozn noch das Wohnungsgeld tritt, als völlig
ausreichend. 4. Für die Assessoren ist eine Herabsetzungder früheren Besoldungssätze vorgesehen,
indem 3600 — 4800 M als ausreichenderachtetwerden.

Es ergiebt sich nun, wenn man diese Tabelle ansieht, allerdings insofern ein erheblicher
Unterschied,als das Aufrückender Landes- und Landesbaurathe von 5000 bis 10000 M. statt¬
finden soll, während bei den drei übrigen Klassen der Unterschiedzwischen dem Mindest- und
Höchstgehalterheblich geringer ist. Das erklärt sich daraus, daß die Landes- und Landesbauräthe
weit länger in ihren Stellungen verbleiben wie die übrigen Beamten, Die ersteren Beamten
werden zwar auf zwölf Jahre gewählt, allein es wurde hierbei doch in der Regel unterstellt, daß
sie nicht nur die eine Dienstperiode, sondern 24 Jahre und noch länger bleiben. Bei den
Direktoren der Landesbant und der Feuer-Societät ist bei dem vorgerückterenLebensalter, in
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welchem solche Stellungen in der Regel erst erlangt werden, an ein so langes Innehaben des
Amtes nicht zu denken, während die Landesbankräthe und Assessorenbei zufriedenstellenden
Leistungen in der Regel nach 8 bis lOjähriger Thätigkeit in andere Stellen einrücken. Auf
diesen allgemeinenGesichtspunktenberuhen die Vorschlägedes Provinzialausschusses.

Die Einzelheiten der Vorlage sind in der I. Fachcommission geprüft und allseitig gebilligt
worden, und bitte ich auf Grund Beschlusses der I, Fachcommission, die Anträge, wie sie in dem
Ihnen vorliegendenReferat am Schlüsse angeführt sind, annehmen zu wollen, (Beifall)

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Herr Abgeordnetervon Grand-Ny hat das Wort,
Abgeordneter von Grand-Rn: Meine Herren, mit einer ganz befonderen Freude

begrüße ich die Streichung des §. 2 des Reglements für die Besoldung der Prouinzialbeamten
der Nheinprovinz, Mit dieser Streichung, meine Herren, für die ich dem Provinzialausschuß
dankbar bin, wird der Stellung der oberen Beamten, deren Gehalt und deren Ausrücken von
Zufälligkeit abhing, direkt eine Sicherheit gewährt, und es wird ihnen eine würdigere Stellung
innerhalb der Besoldungsscalader gesummten Provinzialuerwaltungsbeamtengegeben. Das, meine
Herren, war bisher nicht der Fall, und deshalb begrüße ich, — der ich wicderh It diesen Punkt
hier zur Sprache gebracht habe, die Entschließungendes Provinzialausschusses. Ich möchte bezüg¬
lich des §. 6, der doch eigentlich mit zur Diskussionsteht, mir die Bemerkungerlauben, daß es sich
na nur um das Mindestgehalt handelt, und daß darüber in jedem einzelnenFalle zu bestimmen
ist, Ich halte diese Bestimmuug allerdings für gerechtfertigt, damit im einzelnenFalle bei der
Anstellung auch andere Beamte, die höhere Ansprüche erheben, für die Provinzialverwaltung
gewonnen werden können. Im Uebrigen trete ich der Scale, wie sie vorgeschlagen worden ist,
und wie sie von der Commission und hier von dem Herrn Landesdirektor begründet ist, voll¬
kommen bei und bitte die Herren, im Interesse der gesammtenProvinzialverwaltung den Anträgen
ihre Zustimmung zu geben.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Herr Abgeordneter Zweigert hat das Wort.
AbgeordneterZweigert: Meine verehrten Herren! Ich bin selbst Beamter und schätze

es außerordentlich,wenn Beamte möglichst unabhängig gestellt sind. (Rufe: Lauter!) Es giebt
aber auch in den BeamtenstellungcnverantwortlichePosten, bei denen eine derartige unabhängige
Stellung, wie sie Herr von Grand°Ry soeben als wünschcnswcrthbezeichnethat, keineswegs so
wünschmswerthgenannt werden kann, Die Königliche Staatsregierung hat bei allen ihren Beamten
ein außerordentlich einfaches und bequemes Disziplinarmittel, das ist das Mittel der zur Dispositions¬
stellung und das Mittel der Strafversetzung,welches sie in allen denjenigen Fällen anwenden kann,
wo ein Beamter, sei es in Folge Könnens, sei es in Folge Wollens nicht den Ansprüchenent¬
spricht, die man füglich an ihn stellen kann,

Dieses Mittel der zur Dispositiunsstellungund der Strafversetzungfehlt den communalen
Verwaltungsbehörden, Deshalb ist es bedenklich, Beamte, die eine eigene verantwortlicheStellung
haben, in Hinsicht auf ihre pekuniärenBezüge von dem Wohl- und Uebelwollcn der Verwaltung,
der controllircnden Behörde — das ist des Landtages - vollkommen unabhängig zu stellen. Ich
hnbc in meiner Stadtverordnetenversammlung es mir verbeten, daß für den Oberbürgermeister
und die Beigeordneteneine Gehaltsscala festgesetztwird. Wir haben kein anderesMittel, dem Aus¬
guck zu geben, daß wir mit den Leistungeneines in verantwortlicherStellung befindlichen Beamten
nicht zufriedensind, als daß wir ihm eine Gehaltszulage, die beantragt wird, abschlagen. Hat
n sich an uns gar nicht mehr zu kehren, dann hat er auch auf die Wünsche des Landtages gar
keine Rücksichtzu nehmen. Meine Herren, ich spreche nicht von den Personen; ich nehme an,
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daß 90 "/<> unter den Herrc», ja ich sage 999 pro Mille unter dcu Herren, die wir zu Landcsräthcn
wählen, ihre Schuldigkeit thun, auch ohne Diszipünarmittcl, Aber es ist bedenklich, wenn unter
taufenden ein einziger ist, der sich über Beschlüsse des Landtages, über Anordnungen seines Landes-
dirckturs, über Beschlüsse des Ausschusses hinwegsetzt und die auslacht, wcun er blos nicht so viel
thut, daß er zur Disziplinaruutersuchunggczogcu werdcu kann, um aus dem Dienste entlassen
zu werde». Alle anderen Strafmittel fehlen Ihucu, welche der KöniglichenStaatsrcgicrung in
so reichen, Maße zur Verfügung stehen,

Meine Herren, deshalb habe ich gegen diese Bestimmung des Reglements Bedenken.
Ich halte es für gefährlich,und ich glaube, meine Herren, daß derjenige, der am meisten darunter
zu leiden haben wird, der Herr Landesdirektorsein wird, wenn er einmal einen solchen Beamten
bekommt,der ihm unter Umständen sein Amt schwierig macht.

Nun, meine Herren, hat Herr von Grand-Nn gesagt, es wäre die einzig würdige
Stellung. Dann, meine Herren, bedaure ich den Herrn Landesdirektor. Der steht in dem
Reglement nicht. Dann befindet sich der nach den Ausführungen des Herrn von Grand-Rn in
einer ganz unwürdigen Position, und das glauben sie doch alle nicht.

Ich kann dem Reglement in der vorliegendenForm meine Zustimmung nicht geben.
Stellvertretender Vorsitzender Ianßeu: Der Herr Landesdircktorhat das Wort,
LandesdirektorDr. Klein: Meine Herren! Ich würde in der That schwere Bedenken

dagegen gehabt haben, dem Provinzialausschuß vorzuschlagen,solche Bestimmungenzu treffen, wie
dieselben Ihnen vorliegen, wenn nicht andererseits sowohl mir wie dem Provinzialausschuß,
wie auch dem Prouinziallcmdtag selbst ausreichendes Korrektiv zur Seite stände. In dieser
Hinsicht mochte ich zunächst auf §. 4 unseres Reglements Bezug nehmen, welcher folgender¬
maßen lautet: „Die in diesem Vesoldnngsplane aufgeführten Sätze des Gehaltes fowic des zeit¬
weisen Nufstcigens in eine höhere Gehaltsstufe dienen dem Prouinzialausschusseals im Voraus
festgesetzter Maßstab bei seinen Gchaltsbewilligungen, Die Beamten selbst erlangen weder aus
diesen Festsetzungen noch aus den in Gcmähheit derselbenbewilligten Etats irgend welche Rechte
auf Gewährung des im Vesoldungsplane für die betreffende Stelle vorgesehenenGehaltes noch
auf das Aufsteigenin eine höhere Gehaltsstufe. Das Aufsteigenfindet vielmehr nach Maßgabe
des beigefügten Planes nur insofern statt, als der Provinzialausschuß" — hier muh einge¬
schaltet werden „beziehungsweiseder Provinziallandtag" — „nicht in einzelnen Fällen den Be¬
amten von dem Aufsteigenin eine höhere Gehaltsklasseausschließt".

Der Beamte weiß hiernach, daß er nur in dem Falle im GeHalle steigt, wenn er seine
Pflicht erfüllt. Erfüllt er seine Pflicht nicht, so wird er von dem Aufstcigcu ausgeschlossen,
ein Fall, welcher thatsächlichwiederholt bei diesseitigen Beamten eingetreten ist. Wenn Sie die
Vorlage annehmen sollten uud es würde — was Gott verhüten wolle — ein oberer Beamter
sich so weit vergessen,wie Herr OberbürgermeisterZweigert unterstellt, so wäre damit die dies¬
seitige Verwaltung noch nicht in Verlegenheit gesetzt. Wir würden alsdann bei dem Provinzial-
landtage beantragen, den pflichtvergessenen Beamten von dem Aufrückeu iu eine höhere Gehalts¬
stufe auszuschließen.

Dann aber müssen Sie auch bedenken, daß die oberen Beamten stets nur auf 12 Jahre
gewählt werden, was bei dcu Staatsbeamten bekanntlichnicht der Fall ist. Der Beamte setzt
sich bei Pflichtverletzungender Gefahr aus, daß er bei Ablauf der Wahlperiode nicht wieder
gewählt wird und sich mit der Hälfte seines Gehaltes abfinden lassen muß, was doch der
Dispositionsstellunggleichsteht.



38. RheinischerProvinziallandtag, 4. Sitzung am 30. Mai 1894. 103

Ich meine, meine Herren, daß man diesen Sicherheitsbestimmungengegenüber die Be¬
denken des Herrn Oberbürgermeisters Zweigcrt fallen lassen kann. Da der §. 4 für die ganze
Tabelle gilt, so halte ich es nicht für geboten, daß man bezüglich der oberen Beamten noch
besondersauf diesen Paragraphen verweist. Wenn Sie da aber irgend ein Bedenkenhaben, so
würde ich vorschlagen, im letzten alineg, des von mir vorgelesenenParagraphen noch einrücken
zu lassen: „Das Aufsteigen findet vielmehr nach Maßgabe des beigefügten Planes nur infoweit
statt, als der Provinziallandtag für die von ihm zu wählenden Beamten beziehentlich der Prouinzial-
ausfchnh für die von ihm zu wählendenBeamten nicht in einzelnen Fällen die Beamten von dem
Aufrücken in die höhere Gehaltsklasscausschließt". Dann ist der Beamte dagegen geschützt, daß
der Provinzialcmsschußnicht nach persönlichen Eindrücken über das Aufrücken befindet, fondern
der Beamte erhält die Gewißheit, daß er so lange im Gehalte aufrückt, bis der Provinzial<
landtag ihn davon ausfchliehen wird, was gewiß stets nur aus fchwerwiegendenGründen
geschehen wird.

Ob es für den Beamten felbst fchädigend sein wird, wenn eine solche Verhandlung im
Provinziallandtage stattfindet, mag Letztererselbst verantworten. Für die Verwaltung genügt es,
daß dasjenige verhütet wird, was Herr OberbürgermeisterZweigert befürchtet, daß ein Beamter
fagcn kann: „Ich fetze mich nun über Alles weg und thue nur foviel, daß ich dem Disciplinar-
vcrfahren entgehe, im Uebrigen aber, wo das Disciplinaroerfahren nicht an mich herankommen
kann, da bin ich renitent und kümmere mich nicht um meine Pflicht".

Stellvertretender Vorsitzender Jan ßen: Herr Abgeordnetervon Grand-Ry hat das Wort.
Abgeordnetervon Grand-Ny: Meine Herren! Was zunächstden Herrn Landesdirektor

anbetrifft, den Herr OberbürgermeisterZweigert unter diesen Beamten vermißt, so gehört der
gar nicht hinein. Der Herr Landesdirektor ist auf Zeit gewählt, und wird bei der Neuwahl von
dem Provinziallandtag die Frage erörtert, welches Gehalt ihm zugebilligt werden foll. Also,
meine Herren, die Sache ist gar nicht zutreffend. Sodann hat der Herr Landcsdirektor ja schon
ausführlich nachgewiesen, wie die Provinzialuerwaltung ihrerseits in der Lage ist, die betreffenden
Beamten doch in Zucht und Ordnung zu halten.

Wie ich schon hervorgehobenhabe, sehe ich den wesentlichsten Unterschieddieser Bestim¬
mungen gegenüber den bisherigen darin, daß der betreffende Oberbeamte — darum handelt
es sich, die anderen sind schon vorher in dieser Weise gestellt worden — genau weiß, daß er
sortzufchreiten hat, wenn er sich nicht eines Verhaltens schuldig macht, welches andere Mahregeln
gegen ihn veranlaßt. Es bedarf alfo nicht in jedem Falle, wo er aufsteigen foll, auch der Unter¬
suchung und Zubilligung. Das, meine Herreu, ist doch eine ganz andere Stellung der Beamten,
als wenn bei jeder Gehaltserhöhung zunächst ein Urtheil provocirt wird, ob er sich der Gehalts¬
erhöhung auch würdig gezeigt hat, und diese Erhöhung dann wohl abhängig sein wird von
zufälligen Stimmungen. Das, meine Herren, halte ich doch nicht für entsprechend der Stellung
der oberen Beamten in einem Institut, wie es die Provinzialverwaltung ist, und ich möchte
Herrn OberbürgermeisterZweigert bitten, daß er seine Erfahrungen auf seinem Gebiete doch nicht
so ganz ohne Korrektur auf die Verwaltung der Provinz anwendet.

Ich bin alfo der Meinung, und ich bleibe dabei, daß sich durch diese Bestimmungen in
der That die Oberbeamten der Provinz in Betreff ihrer Gehaltsbezüge in einer würdigeren
Stellung befinden, und, meine Herren, ich füge noch hinzu, daß nach den Ausführungen des
Herrn Landesdirektors bezüglich der Verwaltung felbst absolut keine Gefahr besteht.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Herr AbgeordneterZweigert hat das Wort.
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AbgeordneterZweigert: Meine Herren! Wenn Herr von Grand-Ri) mich auffordert,
die Erfahrungen, die ich gemacht habe, nicht ohne weiteres auf die Provinz anzuwenden, so ver¬
stehe ich nicht, was er damit hat fageu wollen. Ich glaube, daß die oberen Beamten der großen
Stadtgemeinden mindestens dieselbeBedeutung haben wie die oberen Beamten der Provinz, und
wenn er etwa glaubt, darin eine kleine Spitze zu sehen, so meine ich, daß die recht herzlich stumpf
gewesen ist. (Heiterkeit.)

Im Uebrigen aber, meine Herreu, möchte ich bemerken: wenn der Zusatz gemacht wird,
den der Herr Lcmdesdirektorvorgeschlagenhat, dann habe ich gar kein Bedenken. Aber, meine
Herren, in dem von dein Herrn Landesdirektor angezogenenSatze des alten Reglements steht
ausdrücklich drin: „der Prouinzialausfchuh", und ich mußte annehmen und konnte gar nichts
anderes annehmen — da die Vorlage kein Wort davon enthalt — daß ans die oberen Beamten
diese Bestimmungen, die mir sehr wohl bekannt waren, keine Anwendung finden sollten. Wenn
also der Zusatz angenommenwird, den der Herr lcmdesdirektor gemacht hat, daß der Landtag
bezw. der Ausschuß berechtigt ist, die Gehaltszulage ungeeigneten Beamten zu versagen, dann
sind alle meine Bedenkenhinweggeräumt. Ja, meine Herren, es hätte sogar Herr von Grand-Nv
nicht nöthig gehabt, mir Spitzen zu sagen, wenn er mich vorher zum Wort gelassenhätte.

Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Meine Herren! Ich glaube wohl annehmen zu
können, daß es Herrn von Grand-Ri) fern gelegen hat, überhaupt Spitzen anzuwenden. Gegen
irgend einen Kollegendieses Haufes weuigsteus sind Spitzen bisher noch nicht angewendet worden.
Der Herr Landesdirektor — (Abgeordneter von Grand-Nv seinfallcnds: Ich kann nur an¬
führen — --------- ) — erlauben Sie, der Herr Landesdirektor hat das Wort,

Landesdirektor Dr. Klein: Wir haben als selbstverständlich erachtet,daß der bezogene H. 4
auf die oberen Beamten Anwendung erleidet; denn das allgemeine Beamtenreglement, in welchem
sich diese Bestimmung findet, ist ja nicht geändert, sondern es wird nur die Tabelle der Beamten
ergänzt, welche feste Sätze für Minimal- und Maximalgehalt fowie für das Aufrücken im
Gehalte haben, uud auf welche ohne Weiteres die Bestimmungen des Reglements Anwendung
erleiden. Ich habe erst ans den Worten des Herrn Oberbürgermeisters Zweigert entnommen,
daß ein Mißverständnis; möglich ist, und um das Mißverständnis; wegzuräumen, habe ich vorge¬
schlagen, in die allgemeinen Bestimmungen an der bezeichnetenStelle die Worte einzufügen:
„Provinziallandtag bezw. Prouinzialausfchuh", damit können ja alle einverstandensein.

Stellvertretender VorsitzenderIaußen: Herr Abgeordneter Becker hat das Wort,
Abgeordneter Becker: Meine Herren, ich wollte noch klarstellen, daß das gleiche Verfahren,

nach welchem den Beamten Alterszulageu bei guter Dienstleistunguon vornherein durch Regulativ
zugewiefeu werden, doch auch in den meisten größeren Gemeinden in Nebung ist und nicht blos
hier in der Provinz neu eingeführt wird. Die Provinz ist in dieser Beziehung erst den vielen
Gemeinden gefolgt, welche derartige Bestimmungen längst besitzen und sich dabei, wenn sie, wie
hier, mit den nöthigen Kanteten versehen sind, auch ganz wohl befinden.

In folchem Falle liegen Bedenkennach meiner Auffassung absolut nicht vor. Im Gegen¬
theil, meine Herren, wir sprechen hier immer nur von den schlechten Beamten. Herr von Grand-Ry
hat schon mit Recht betont, daß ein Gehaltsregulativ mit Alterszulagen doch die Beamten würdiger
stellt. Es macht die guten Beamten — und das ist doch die große Mehrzahl — freudiger für
ihren Beruf, wenn sie genau wissen: Wenn du deine Schuldigkeit thust, brauchst du dich um eine
Gehaltszulage nicht zu bemühen, du bist nicht von Zufälligkeitenabhängig. Dann bist du sicher,
daß dein Gehalt in der und der Art steigt. Das macht sie entschiedenfreudiger zur Arbeit.
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(Lebhafte Zustimmung.) Darauf müssen wir in erster Linie Werth legen, und nachher handelt
c's sich erst darum: Was machen wir mit den wenigen, die dieser Belohnung nicht würdig sind?
Und auch in dieser Beziehung schützt uns unser Regulativ vollständig. (Sehr wahr!)

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Das Wort hat Herr Abgeordneter von Grand-Ny.
Abgeordnetervon Grand-Ry: Sachlich ist die Angelegenheit ja vollständig erledigt

Es bleibt mir nur übrig, eine kleine persönlicheBemerkung zu machen, wobei ich mich in voller
Uebereinstimmung mit dein Herrn Präsidenten befinde. Os ist durchaus nicht meine Absicht
gewesen, irgend eine Spitze gegen Herrn OberbürgermeisterZweigert hier auszuspreche». Das
möchte ich persöulich positiv hier erklären. Herr OberbürgermeisterZweigert hat mir vielmehr
Veranlassung gegeben und auch den Zwang auferlegt, feine Ausführungen, die er über feine
Stadtverwaltung machte, mit der Provinzialverwaltung zu vergleichen,und wenn ich da fage, daß
feine Stadtverwaltung, fo groß uud fchön sie auch sein mag, nicht mit der Provinzialverwaltung
auf gleichem Fuhe steht, fo glaube ich, ist das keine Spitze, sondern es entspricht den Thatsache»,

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Herr Abgeordneter Zweigert hat das Wort.
(Lebhafte wiederholteRufe: Schluß Glocke des Präsidenten.)

AbgeordneterZweigert: (Bei den lauten Schlußrufe» war der kurze Satz des Herr»
Redners am Stenographentifch nicht zu verstehen).

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich schließe zunächst die Diskussiou, da weitere
Meldungen zum Wort »icht vorliegen, und ertheile das Schlußwort dem Herrn Referenten.

LandesdirektorDr. Klein: Meine Herren, es wird der Antrag des Prouinzialaus-
schusscs mit der Abänderung zur Beschlußfassungvorgelegt, daß in §. 4 im ersten alins-l statt
«dem Proviuzialausschusse" zu fagcn, „den, Proumziallandtage bezw. den: Provinzialausfchussc"
und dann im zweiten aline», vor den Worten „der Prouivzinlausschuß" ebenfalls einzuschalten
«der Provinziallandtag bezw." Damit ist das Bedenken weggeräumt, was Herr Zweigert angeregt
hat, und im übrigen würden die Anträge so bleiben, wie sie der Pruuinzialausschuß vorgelegt hat.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Wird getrennte Abstimmung über die ver¬
schiedene»Anträge, wie sie vom Provmzialausschuh vorgelegt sind, gewünscht? (Rufe: Neiu!) Das
ist nicht der Fall. Darf ich darnach annehmen, daß Sie dem Gcfaimntantrag, wie er sich am
Schlüsse der Drucksachen vorfindet, Ihre Zustimmung gebe» »»d ihn zum Beschluß des Hanfes
erhebenwollen? (Rufe: Ja!) — Das ist der Fall.

Ich gehe weiter zu Nummer 8 unserer Tagesordnung:
„Bericht und Anträge des Prouinzialausschusses betreffend Bewilligungen
aus dem Dispositionsfonds des Prouinziallandtages (Ständefonds)".

Referent ist Herr Abgeordneter Dietze. Ich ertheile ihm das Wort
Abgeordneter Dietze: Meine Herren, nach Nr. 13 der Drucksachen stehen dem

Stäudefouds am 31. März 1895: 121775 M. zur Verfügung. Auf diefe Summe sind folgende
Anträge eingegangen, die sowohl vom Provmzialausschuh als heute in der I. Facheommissioneiu-
gehend berathen worden sind, und ich referire darüber Namens der Letzteren wie folgt:

Der erste Antrag betrifft die Kaiser Wilhelm-Gedächtnißkirchezu Lharlottenburg. Vom
evangelischen Kirchenbauverein ist der Antrag eingegangen, eine» Veitrag hierzu zu gewähre».
Derselbe ist vom Provinzialausschuß, ohne irgend ei»e Entscheidungdarüber zu treffen, cm den
Provinziallandtag abgegeben und Ihre I. Fachcommissionhat diesen Antrag heute abgelehnt.

Ich stelle also Namens derselben den Antrag, daß auch das hohe Haus dieses Gesuch
ablehnen wolle.

14



106 38. RheinischerProvinziallandtag, 4. Sitzung am 30. Mai 1894.

Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Ich frage den hohen Landtag, ob er dem Be¬
schlusse der I, Fachcommissionin Bezug auf diesen Gegenstand veitritt? — Das ist der Fall, da
sich ein Widerspruchnicht erhebt. — Ich bitte den Herrn Referenten fortzufahren,

Abgeordneter Dietze: Das zweite ist ein Antrag, einen Veitrag zu den Kosten der
Herausgabe des historischenAtlas der Rheinprovinz zu leisten und zwar in Höhe voll 10 000 M.
Die Bewilligung soll in zwei Raten geschehen,im Ganzen also 20 000 M. Es ist dieser
Antrag in der I. Fachcommissionauf's eingehendste durchberathenworden und dieselbe spricht
sich einstimmig für die Annahme dieses Antrages aus.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Darf ich constatiren, daß auch Sie diesem
Antrage beitreten und ihn zum Beschluß erheben? — Das ist geschehen. — Bitte fortzufahren.

Abgeordneter Dietze: Der dritte Antrag auf Beihülfe zum Bau von Arbeitelwohnungen
in Mettlach ist sowie vom Ausschuß, auch von der Fachcommissionabgelehnt worden und zwar
mit der Motivirung, daß dieser Antrag über den Nahmen dessen hinausgeht, wozu der Stände¬
fonds vorhanden ist. (Sehr wahr!)

Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Ich nehme an, daß auch zu diesem Gegen¬
stande Sie dem Vorschlageder Fachcommissionbeitreten. — Das ist geschehen. — Dann gehen
wir über zu den Denkmälern.

Abgeordneter Dietze: Es folgen dann die Denkmäler. Dazu ist im Allgemeinen in
der Fachcommission bemerkt worden, daß, wenn es angängig ist, in Zukunft doch den Anträgen
Photographien beigelegt werden möchten, damit man sich in etwa ein Bild von denjenigen An¬
trägen machen kann, die an uns herantreten.

Das erste ist ein Antrag betreffend das Kuhthor in der Stadt Kempen. Es ist eine
Beihülfe beantragt von 7800 M. auf einen Kostenbetrag von 12 800 M,, uud die Fachcom¬
mission befürwortet ebenfo wie der Provinzialausschuß, die 7800 M. zu bewilligen.

Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Wird dazu das Wort gewünscht?— Das ist
nicht der Fall. Ich constatire die Bewilligung. — Nr, 2.

AbgeordneterDietze: Das zweite ist die evangelische St, Moritzkirche iu Oberdiebach,
Kreis St. Goar. Der Kostenpunkt soll 16 500 M. sein. 10 000 M. sind beantragt für die
Restauration. Die Bewilligung dieser 10 000 M. wird vom Provinzialausschuß uud von Ihrer
Fachcommissionbefürwortet.

Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Auch hier hat die Bewilligung des Hauses
stattgesunden.

Abgeordneter Dietze: 3. Hoch-Elten, katholische Pfarrkirche, Die Gesammtfummesoll
40 000 M. betragen. Ein Antrag auf eine bestimmte Summe ist nicht gestelltworden. Pro¬
vinzialausschußund Fachcommissionbefürworten 8000 M. als erste von zwei gleichen Raten, im
Ganzen also 16 000 M. zu bewilligen.

Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Auch hier ist die Bewilligung eingetreten.
Abgeordneter Dietze: 4. EvangelischePfarrkirche (Peterskirche) in Vacharach, Kreis

St. Goar. Die veranschlagten Gefammtkosten betragen 36 300 M., die beantragte Beihülfe
15 700 M. und es wird vorgefchlagen, als erste von drei gleichen Raten 5200 M. zu
bewilligen; es würde also dementsprechend diese Summe in je drei gleichen Raten bewilligtwerden.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Die Bewilligung ist erfolgt.
Abgeordneter Dietze: Es folgt dann die evangelische Abteikirchein Offenbacha. Glan,

Kreis St, Wendel. Zu dieser Kirche haben Sie früher 34 000 M. bewilligt. Jetzt sind noch
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?600 M. Kosten veranschlagt und eine Beihülfe von 3800 M. wird erbeten. Diese 3800 M.
werden beantragt vom Provinzialansschnß und auch von Ihrer Commission.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Auch hier ist die Bewilligung geschehen.
Abgeordneter Dietze: Es folgt die evangelische Pfarrkirche in St, Goar, Eine bestimmte

Summe, die als Beitrag gewünschtwird, ist nicht genannt. Notirlich werden die ganzen Kosten
sich auf 75 000 M, belaufen. Es wird beantragt, 7500 M. davon zn bewilligen.

Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Das ist genehmigt.
Abgeordneter Dietze: Es folgt Nr. 7: Katholische Pfarrkirche(Liebfrauenkirche)in Ober¬

wesel, Kreis St. Goar. Die Gesammtkostenbetragen 136 000 M. Eine bestimmteSumme ist
nicht beantragt worden. Der Provinzialansschuß bat 10 000 M. als erste von zwei gleichen
Raten beantragt, Ihre Fachcommissionist dem Antrage beigetrcten.

Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Auch hier ist die Bewilligung geschehen.
Abgeordneter Dietze: Es folgt der Kreuzgang des AachenerMünsters in Aachen, Die

Kosten sind veranschlagt auf 200 000 M. Der Antrag geht auf 35 000 M. Es wird Ihnen
vorgcschlllgeu, drei gleiche Raten von je 11000 M. zu bewilligen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Die Bewilligung ist erfolgt.
AbgeordneterDietze: Nr. 9. Katholische Pfarrkirche in Odcnthal,Kreis Miilheim a./Rhein,

Die Kosten betragen 6309 M. Dieselbe Summe ist als Beihülfe beantragt und sowohl der Aus¬
schuß als die Fachcommission sind dem beigetreten,indem sie 6309 M, hier beantragen zu bewilligen.

Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Ist genehmigt,
Abgeordneter Dietze: Es folgt die katholische Liebfrauenkirchein Trier. Es sind dafür

14 000 M. Kosten in Aussicht genommen. Eine bestimmte Summe zum Beitrag ist nicht ge¬
nannt. Man hat sich in beiden Commissionen dahin geeinigt, daß in 2 gleichen Raten je
5000 Mark bewilligt werden. Es ist auch noch ein Privatantrag an den KollegenLaeis und
den KollegenNautcnstrauch hier eingegangen, und ich habe die beiden Herren dahin mündlich
verständigt, daß, wenn die wirklich nicht ausreichen sollten, später ja ein neuer Antrag gestellt
werden kann, sofern der Conservator mit der höheren Summe einverstanden ist.

Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Das Haus tritt dem Commissionsbcschlusse bei.
Abgeordneter Dietze: Nr, 11. KatholischePfarrkirche in Honningen, Kreis Adenau.

Die Gesammtkosten betragen 18 500 M. Die erbetene Beihülfe 8000 M. Es werden
4000 M. beantragt.

Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Das ist genehmigt. (Zuruf.) Herr Abgeordneter
von Gmnd-Ry hat das Wort erbeten. Noch zu Nr. 11?

Abgeordneter von Grand-Nn: Zu Nr. 11, ja. Meine Herren, die Bewilligung für
die Pfarrkirche in Honningen bezieht sich nur auf eine Subvention für die Ausführung der
dringendsten Arbeiten dort. Es ist in der Commissionmitgetheilt und hier auch weiter dar¬
gelegt worden, daß Seitens der Gemeinde und vor allen Dingen durch ein Pfarrmitglied der
Gemeindeein großer Veitrag geliefert worden ist. Es ist dann in der Commission zugestimmt worden,
dah später noch eine größere Subvention zu geben sich empfehle, aber in diesen, Augenblick
davon Abstand zu nehmen sei. Ich möchte meinerseits hier constatircn, daß dieses Anerkcnntniß
ü> der Commissionstattgefundenhat. Daß das betreffendePfarrmitglied — ich kann es eigentlich
nicht nennen, es steht aber an der Spitze der Pfarre — sein ganzes Vermögen, was es erspart
hat, für diesen Zweck giebt, hat vor allem mitgewirkt, in der Commissionder Beihülfe zu dem
Vau ein ganz besonderesWohlwollen entgegen zu tragen.
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Ich möchte bitten, daß bei der nächsten Tagung des Provinziallandtags dieses Wohlwollen
erhalten bleibe und sich bethätige.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Gegen die Bewilligung von 4000 M., wie sie
vom Provinzialllusschnß vorgeschlagenist, hat sich kein Widerspruch erhoben. Die Bewilligung
ist demnacheingetreten.

Abgeordneter Dietze: Es folgt Nr. 12. Die katholische Pfarrkirche in Manen. Die
Gesammttoslensollen betragen 34 000 M. Eine bestimmteSumme ist nicht genannt Es werden
Ihnen dafür 5000 M. vorgeschlagen.

Stellvertretender VorsitzenderIanhen: Auch hier ist die Gewährung erfolgt.
Abgeordneter Dietze: Die letzte Nr. des Verzeichnisses — es folgen dann gleich noch

einige neue — ist Nr, 13, Reliquicuschreinein der katholischen Pfarrkirche zu Siegburg. Vor¬
läufig sind 6000 M. gewünscht. Die Kosten sollen auch 6000 M. betragen und es wird Ihnen
der Vorfchlag gemacht,diefe 6000 M, zu bewilligen.

Nach der Aufstellungder Liste sind eingegangenund ebenso durch den Confervator geprüft:
Für die evangelifchc Kirche in Flammersdorf ein Antrag auf Unterstützung von 4000 M,

der ebenso, von Ihrer Commissionbefürwortet, an Sie gelangt.
Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich constatire, meine Herren, daß die Bewilligung

dieser beide»! letztgenanntenSummen gleichfalls erfolgt ist.
Abgeordneter Dietze: Es folgt dann gleich der Antrag für die Wiederherstellungder

Pfarrkirche in Mertloch, Kreis Mayen, im Netrage von 2000 M., ebenso durch den Confervator
geprüft und von demfelbeu als entsprechendbezeichnet. Ich beantrage also auch da Namens
der Commissiondie 2000 M. zu bewilligen.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Auch hier wollen Sie die erbetene Summe
gewähren,

Abgeordneter Dietze: Zum Schluß ist noch für die St, Kastorkirchein Coblenz der
Antrag eingegangen, und zwar auch geprüft durch den Herrn Provinzialconfervator, ihr zur
weiteren Herstellung der St, Kastorkirchedie Summe von 8000 M, zu bewilligen. Auch das
hat der Provinzialausschuß und die Commissionbefürwortet.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Da die Commission auch diese Bewilligung
befürwortet, so nehme ich an, meine Herren, daß Sie den Vorschlag der Commissionzum Beschluß
erheben, die 8000 M. zu bewilligen.

Abgeordneter Dietze: Im Ganzen sind damit 113 600 M. bewilligt gegenüber einem
Bestände von 121700 M. Es bleiben also noch 8000 M. rund zur Verfügung.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Der Gegenstand wäre erledigt. — Ich ersuche
Herrn Abgeordneten Conze, den Platz des Referenten einzunehmenund zu referiren über Nr. 9
der Tagesordnung:

„Antrag der II. Fachcommiffion zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend den Neubau eines Landesbantgebäudes".

Abgeordneter Conze: Meine Herren! Der Provinzialausfchuh hat Ihnen unter Nr. 12
der Drucksachen Vorschlägeunterbreitet, um der Landesbank größere Geschäftsräume zu schaffen-
Die Nothwendigkeiteiner folchen Befchaffuug geht aus den Zahlen hervor, die in der Denkschrift
mitgetheilt sind. In den letzten 6 Jahren hat sich die Thätigkeit der Landesbank durchschnittlich
verdreifacht, die Arbeit aber als solche jedenfalls noch bedeutend mehr, denn diefes eine Drittel
des heutigen Umfatzes wurde im Jahre 1887/88 in 61 Posten erledigt und dieser Zahl
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stehen heute 1156 gegenüber. Ebenso hat sich die Zahl der Beamten wesentlich vermehrt. Von
18 Beamten im Iabre 1887 ist man emporgestiegen aus 29, und die Verwaltung berichtet, daß
diese Zahl nicht ausreicht, und das, man mehr Beamte nur deshalb nicht anstellt, weil die jetzt
vorhandenen Räume dafür nicht ausreichen. Ein Blick in diese Räume, die hier im Ständehause
vorhanden sind, wird einen Jeden überzeugen, daß sie für die große Verwaltung, welche die
Landesbank zu führen hat, ganz unzureichend sind Der Provinzialausschuß hat sich bemüht.
Abhülfe zu schaffen, und zunächst versucht, zu einein Neubau ein geeignetes Grundstück zu erwerben.
Auf dem eisenbahnfiskaliscben Terrain, das durch die Verlegung des Köln-Mindener Bahnhofes
freigcworden ist, hat man ein Grundstück erworben und hatte die Absicht, dort neben dem für
die Inualiditäts- und Unfallversicherung erforderlichen Gebäude auch ein Gebäude für die
Bundesbank zu errichte». Man hat zunächst davon Abstand nehmen müssen, weil ein solches
Gebäude eine Aanzeit von über 2 Jahren erfordern würde, und man glaubte, nicht 2 Jahre
warten zu können, um für die Landesbank die nöthigen Raume zu schaffen.

Man hat dann verflicht, ein fertiges Gebäude zu erwerben, und verfiel auf das bekannte
Haus Elifabethstraße 11, das etwa ausgereicht haben würde, wenn noch Nr, 12 dazu hätte
erworben werden können. Diese Boraussetzung hat sich aber nicht erfüllt und so muhte man auf
einen anderen Ausweg sinnen. Da ist man denn auf den Plan verfallen, das fchöne, im Besitz
der Centralverwaltung befindliche Gebäude Friedrichsstrahe 60, das jetzt dem Herrn Landesdirektor
als Dienstwohnung dient, zu benutzen nnd daneben in dem sehr geräumigen Garten durch Anbauten
°ie für die Bank nöthigen und fpeziell für diefen Zweck einzurichtenden Rnnme herzustellen. Der
Herr Landesdirektor hat sich auch bereit erklärt, aus seiner schonen, mit großem Garten ausge¬
statteten Wohnung herauszuziehen und dafür in die dem Ständehause näher gelegene Wohnung
Elifabethstraße 11 überzusiedeln Unter Benutzung des Gartens, Friedrichsstraße 60, würden also
die geeigneten Räume geschaffen werden können.

Ihre Fachcommission hat ohne Weiteres die Nothwendigkeit der Beschaffung größerer
Räume anerkannt und fodann die Frage geprüft, in welcher zweckmäßigsten nnd auch mindest
kostspieligen Weise diesem Bedürfniß genügt werden konnte. Die Eommifston hat nicht verkannt,
daß die Errichtung eines eigenen Gebäudes in monumentalem Stile ihre Vorzüge haben würde,
hat aber anerkennen müssen, daß es billiger und ebenfo zweckmäßig fein würde, das vorhandene
Grundstück durch Anbau zu benutzen. Unter diesen Uniständen war Ihre ssachcommisston der
Aieinung, daß man auf einen Neubau uerzichteu folle, umfomehr da, wie gesagt, der Herr Landes¬
direktor sich in zuvorkommender Weise bereit erklärt hat, auf jene Wohnung zu verzichten und
die kleinere einzunehmen, die ja den Vorzug hat, daß sie dem Ständehause näher liegt.

Demgemäß beantragt die II. Fachcommission:
„Der Provinziallandtag wolle entsprechend dem Antrage des Prouinzialausschusses
beschließen und seine Zustimmung dazu ertheilen, daß das der Provinz zugehörige,
bisher als Dienstwohnung des Landcsdirektors benutzte Grundstück Friedrichsstrahe
Nr. 60 der Landesbank überlassen und nach dem vorliegenden Plane als Dicnst-
gebaude und Dienstwohnung für den Landesbankdirektor ausgebaut und dagegen als
Erfatz für die Dienstwohnung des Laudesdirektors das Haus Elisabethstrahe Nr. 11
zum Preise von 150 000 M. angekauft werde, sowie daß die Mittel zu dem Ankaufe
uud der Einrichtung des letztbefagten Haufes sowie für den Ausban des Hauses
Friedrichsstrahe Nr. 60 als Landesbank aus dem Reservefonds der Landesbant ent¬
nommen werde".
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In dem Hanse ElisabethstraßeNr. I I sind noch Aenderungennöthig, weil es ursprünglich,
wie es scheint, zu Geschäftsräumen eingerichtetist, die nun in Wuhnräume umgewandelt werden
müssen; für diese Aenderung ist eine Summe von 25 000 M. vorgesehen. Die Gesainmtsumme
der Kosten würde sich auf 350 000 M. belaufen, immerhin 75 000 M. weniger als den für den
Nenbau in Aussicht genommenenBetrag, der einschließlichder Erwerbung des Bauplatzes für
125 000 M. sich auf 425 000 M. berechnen würde. Es wird also beantragt, der Provinzial¬
landtag wolle beschließen, die Bauten in der vorgeschlagenen Weise auf dem Grundstück Friedrichs-
strahe Nr. 00 auszuführen und die dafür erforderliche Summe aus dem Reservefonds der Landes¬
bank zu entnehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Iaußen: Ich eröffne die Diskussion und ertheile das
Wort dem Herrn AbgeordnetenCourth.

Abgeordneter Courth: Meine Herren! Als mir die Vorschlägedes Prouinzialausschusses
zugingen, welche Ihnen gedruckt vorliegen, hatte ich gleich meine großen Bedenken; dieselbensind
inzwischen noch gesteigertworden. Da nun die Fachcommissionzugestimmthat, so halte ich mich
für verpflichtet,den Bedenken,die ich bisher privatim geäußert habe, auch öffentlichAusdruck zu
geben. Der Plan, die Landesbankanderweitig unterzubringen, was ja eine absolute Nothwendigkeit
ist, hat verschiedeneWandlungen erfahren. Zuerst vernahm ich, es würde ein Grundstückvon
dem Eisenbahngeländegekauft werden, um neben dein für die Alters- und Invaliditätsversichcrung
bestimmtenGrundstückeeinen Neubau zu errichten. Ich freute mich aufrichtig über diefe Nachricht
und dachte, nun wird doch etwas Ganzes geschaffen. Da plötzlich wurde gesagt, es solle von
diesem Plan abgesehen werden und das Haus hier in der Elisabcthstraße genommen werden,
was ja durch seine Gitter für ein Bankgebäude prädestiuirt schien. Aber ich sagte mir bei
dieser Gelegenheit — ich war etwas erstaunt —: warum hat man denn das Grundstück, was
seit Jahren auf dem Markt ist, nicht früher genommen— es lag doch hier vor der Thür, und
präsentirte sich suzusageuzum Ankaufe. Ich dachte mir gleich: bei diefem Hause muß wohl ein
Haken fein. Es sieht ja auch für einen solchen Zweck viel zu klein aus. Auf einmal vernehme
ich, es fei dann auch von diesem Projekte Abstand genommen; es solle nunmehr die Bank in die
Wohnung des Landesdirektors gelegt werden und die Wohnung des Landesdirektors in das
Haus mit dem Gitter. (Heiterkeit.) Ich wollte das gar nicht glauben und fragte den Herrn
Landesdirektor, ob das wirklich wahr fei, worauf er es mir bestätigte. Später gingen mir dann
die Vorschläge gedruckt zu. Ja, meine Herren, mir scheinen dieselbenso unpraktischwie möglich
zu sein. Gestern bei der Diskussion, wo es sich darum handelte, wie dieser Saal erweitert
werden solle, wurde gesagt: das ist bedauerlich, jede Erweiterung ist ein Flickwerk — und das ist
sie ja ganz gewiß, und nun wollen wir im vorliegenden Falle zwei Flickwerke schaffen! Es soll
einmal die Wohnung des Landesdirektors zu einem Bankgcbaude umgebaut werden, mit große»
Kosten, wie Sie sehen. Wenn der Plan auch noch so schön ist, so bleibt es doch ein Flickwerk,
Das geht einmal nicht anders, es kann nicht einheitlich gebaut werden. Ich höre nebenbei, daß
der Tresor in den Keller kommen soll. Ja, meine Herren, jeder der etwas mit dem Banlvcrkehr
zu thun hat, weiß doch, wie handlich der Tresor gelegeil sein muß. Derselbe muß doch mit der
Kasse und mit dem ganzen Bureau in fortwährendem Rapport stehen. Nuu soll dahin immer
in den Keller hinuntergegangenwerden.

Dann, meine Herren, werden die Geschäfte der Bank sich noch sehr vermehren, sodaß
auch auf eine fernere Erweiterung Rücksichtzu nehmen ist; es muß überhaupt ein größeres
Bantgebäude nach einein einheitlichenPlan mit allen Neuerungen der Jetztzeit ausgeführt werden.
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Auf der anderen Seite, meine Herren, sage ich: es ist doch nicht ganz pietätvoll, den
Landesdirektor aus dem Hause herauszusetzen,das für ihn eigens angeschafft worden ist. Vor
10 Jahren wurde gesagt: das wird nun die schöne Wohnung des Landesdirektors, der hat da
sein festes Heim für immer. Jetzt heißt es, er soll heraus, er soll in das Haus hier mit dem Gitter.

Meine Herren, ich will diesem Hause nichts Böses nachsagen,ich bin nicht darin gewesen;
aber etwas spricht gegen das Haus: daß es feit mehreren Jahren auf dem Markte liegt; und
es ist noch gar nicht bewohnt gewesen; es ist, so viel mir bekannt, noch kein ernstlicher Reflektant
für dasselbe dagewesen, hiernach, meine Herren, muß das Haus doch nicht so recht schön und
praktisch sein. Der Landesdirektorwird sich da schon zurechtfinden(Heiterkeit),aber es ist doch
zu berücksichtigen: der Landesdirektor muß repräsentiren; die Meisten von uns weiden ja heute
Gelegenheit haben, die Repräsentationsräume in seinem jetzigen Heim zu sehen. Ob in dem
anderen Hause solche Räume vorhanden sind, möchte ich bezweifeln; denn wenn ich dasselbe von
außen sehe, scheint es zu klein dafür; ein großer Saal foll dann wahrscheinlich angeflickt werden.

Also, meine Herren, ich sage weg mit dem Flickwerk, lassen wir etwas Ganzes machen. —
Die Vaustelle ist da, dieselbe ist ja gekauft, wie ich gehört habe; ich meine, daß das in dem
Berichte steht. Wenn sie nicht groß genug ist, wird die Eisenbahnverwaltung auch ein weiteres
Terrain dazu geben. Die Eisenbahnverwaltung ist, wie mir das persönlichbekannt ist, der
Provinzilllucrwaltung entgegengekommen. Sie hat mit Rücksicht auf den Zweck billig verkauft.

Wenn heute das gekaufteTerrain weiter verwerthet werden soll, dann würde erheblich
daran gewonnen werden. Ich bin überzeugt, das Wohlwolleu des Eisenbahnfiskuswird in diesem
Falle auch sich ferner bewähren, indem er zu einem nicht zu hohen Preist Weiteres abgiebt.

Ja, meine Herren, nun fagt man, aber die Kosten! -- Auf dem Papier hier steht, es
wäre eine Differenz von 75000 M. Ich meine einmal, daß das wohl sich nicht als ganz zu¬
treffend erweisenwird, denn giebt man sich einmal an's Umbauen, meine Herren, dann kann man
eigentlichdie Kosten nicht so berechnen, wie man es bei einem Neubau kann, wo man mit ganz
festen Sätzen zu rechnen im Stande ist. Ich glaube, der Umbau kostet mehr als hier angegeben
wird, und man kann mit der Summe von 350000 M,, welche für den Haus-Ankauf und tue
Umbauten vorgesehenist, doch schon einen schönen Neubau Herstelleu. Bei demselben kann besonders
Rücksicht genommenwerden auf eine zweckentsprechendespätere Erweiterung.

Ja, meine Herren, dann ist mir aber gesagt worden, die Sache wäre sehr eilig. Ich bm m
der Lage, grade ein Aushülfmittel angeben zu können, ein Proviforium, was nicht schöner gedacht
werden kann. Dann ist die Landesbank gut untergebracht und Sie haben Zett zu bauen, so
lange Sie wollen. Ihnen ist vielleicht bekannt, daß die Reichsbankhier im Neubau begriffen ist.
Sie hat sich während des Neubaues provisorisch niedergelassen in einem Gebäude, was der Ver¬
sicherungsgesellschaft hier gehört. Sie wohnt dort zur Miethe; sie hat dort einen großen ^resor,
aber nicht im Keller, sondern zu ebener Erde gebaut, der also auch zur Verfugung steht; am
;. Oktober, spätestens Ende dieses Jahres, will die Reichsbankübersiedeln. Ja, meme Herren,
miethen Sie dieses Gebäude auf zwei Jahre oder auf drei Jahre - es lst gar mcht emmal
eine große Miethsfumme - dann hat der Provinzialausschuß Zeit, Pläne und Kostenanschläge
fertig machen zu lassen, nachdem er einen geeignetenPlatz erworben hat; er kann nötlngenfalls
auch noch ein Ausschreiben erlassen, wenn er das für zweckmäßig hält. Ich erlaube mir alfo

den Antrag zu stellen: , ,,
Der hohe Landtag wolle die Angelegenheit an den Provinzmlausfchutzzurückverweisen

und denselben ermächtigen, eine ausreicheude Baustelle zur Errichtung eines neuen
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Bankgebäudes anzukaufen sowie Pläne nebst Kostenanschläge anfertigen zu lassen und
demnächst dem Prouinziallandtage vorzulegen". (Bravo.)

Stellvertretender Vorsitzender Ianhen: Ich ertheile das Wort dem Herrn Landesdirektor.
Landesdircktor Dr. Klein: Meine Herren! Ich muh doch in einzelnen Punkten die Aus¬

führungen des Herrn Porredners berichtigen. Es ist vollkommen richtig, daß die Angelegenheit
eine Art Vorgeschichte und einen längeren Verlauf genommen hat. Zunächst beabsichtigten wir
allerdings, das Bantgebäudc auf dem Gelände der Eisenbalm zu errichten, und hatten wir uns
zu diesem Endzwecke ein Terrain von der Eisenbahn-Direktion gesichert. Das Vankgebäude sollte
mit der Invalidrtütsanstalt errichtet werden. Es sind nun zunächst Pläne für den Neubau ein¬
gefordert worden, welche vorliegen. Den ersten Anstoß zur Vornahme einer Aenderung ergab
der Umstand, daß das Baugrundstück, welches wir in Aussicht genommen hatten, nach den Plänen
für die ^andesbanl uud Invaliditätsanstalt nicht ausreichend erschien, zumal mit Rücksicht auf
deu Umstand, daß, wie uns mitgetheilt wurde, bereits eiue Gesetzesoorlage iu Vorbereitung
begriffen sein soll, der zufolge die sämmtlichen Bcrufsgcnosfenschaften mit der Inrmliditäts- und
Altersversicherung zu einer große» Ncrsicheruugsanstlllt vereinigt werden sollen. Auf diefe Mög¬
lichkeit der Ausdehnung der Geschäfte glaubten wir bei dem Neubau eines Gebäudes für die
Inualiditäts-Versichcrungsanslalt insofern wenigstens Rücksicht nehmen zn sollen, daß wir das zu
einer späteren Vergrößerung nöthige Terrain uus rescrvirten und demnach das ganze Baugrund¬
stück für diese Anstalt behielten. Wir haben uns deshalb nach einem andern Ort für die Landes¬
bank unigesehen und zunächst erwogen, ob es möglich wäre, die Bank in der Nähe des Stände-
Hausen, in der Elisabethstraßc unterzubringen. Es ergab sich aber, daß das freistehende Gebäude,
Elisabcthstraße 11, zu klein war, und daß namentlich alle Erweiterungen für die Zukunft aus¬
geschlossenwaren. Dasselbe würde allerdings auch bei dem Terrain von der Eisenbahn der
Fall gewesen sein. Bei dieser Sachlage kam eine andere Combination in Betracht, der zufolge
das Haus Elisabethstrahe 11 als Dienstwohnung für den Landesdirektor uud die jetzige Wohnung
des Landesdirektors nebst daranstoßcnden großem Garten für die Zwecke der Landesbank benutzt
werden sollte. Es wurden Pläne zur Ausführung dieses Projektes entworfen und hierbei ergab
sich, daß die Landesbank — und ich berufe mich hierbei auf das Urtheil der Herren, welche die
Pläne gesehen haben — nicht in der Form des Umbaues und nicht als Flickwerk, sondern in
schönster praktischer Vollendung ans dem Grundstücke errichtet werden kann, wo jetzt meine Woh¬
nung sich befindet. Die jetzige Dienstwohnung des Landesdirektors wird im Parterre Dienst-
rämne der Landesbank nnd die erste und zweite Etage Dienstwohnung des Landcsbankdirektors.
Es wird hierbei nichts umgebaut, sondern es werden nur einige Thüren anders gelegt. Das
eigentliche Bankgebäude uebst Tresor wird in dem angrenzenden Garten mit der Fronte nach dem
Fürstcnwall neu errichtet uud bleiben alsdann noch 6l) Ruthen Garten übrig, welche eine spätere
Ausdehnung der Bank fast um das Doppelte gestatten. Da dieses Projekt ferner den Vorzug
hat, daß der Bau in 1 bis t^ Jahr fertig wird, was um deswillen besonders in die Wag-
schale fällt, weil die Zustande hier im Ständehause wegen Mangel an Raum für die Landesbank
immer unerträglicher werden, und da dasselbe endlich uns davor bewahrt, was Herr Courth
befürchtet, daß wir große Ueberschreitungen der Kostenanschläge zu beklagen haben werden, so
habe ich mich schließlich für dieses Projekt entschieden und mich zur Aufgabe „reiner jetzigen
Wohnung bereit erklärt. Bestimmend war für mich hierbei auch der Umstand, daß ich befürchtete,
daß wir auf dem Eisenbahnterrain schließlich doch zu einem monumentalen Bau gedrängt würden,
und daß wir in diesem Falle mit einein Kostenbetrage von 350 000 M. für den Neubau und
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den Grunderwerb, welch' letzterer allein 125 000 M. kosten sollte, bei weitem nicht ausreiche»
würden. Ich glaube nicht fehlzugreifen, wenn ich annehme, daß der Unterschiedder Kosten
Mischenden, Neubaue auf dem Eisenbahnterrain einer- und der Verlegung der Landesbank in
die jetzige Dienstwohnung des Landesdirektors andererseits sich nicht blos auf die veranschlagte
Summe von 75 000 M., sondern auf das drei- bis vierfache diefes Betrages belaufen wird.
(Lebhafte Zustimmung!) Gegen derartige Kostenüberschreitungensind wir bei dem vorliegenden
Projekte sichergestellt Es kann nichts weiter geschehen, als nach der vorhandenenArchitekturdas
Gebäude im Garten in Ziegelsteinenauszuführen und können wir hier mit positiver Gewißheit
sagen, daß wir unter dem Kostenanschlag bleiben werden.

Diesen nicht zu unterschätzendenVortheilengegenüber glaubte ich allerdings, meine persönliche
Annehmlichkeit in Bezug auf die jetzige Wohnung mit großem Garten zurücktreten lassen zu sollen,
6Z ist ja richtig, ich lade die Last eines Umzuges auf mich. Es ist auch richtig, daß das Haus
m der Elisabcthstraßenicht so groß ist und keinen so schönen Garten hat. Allein so übel ist das
Haus auch nicht, wie Herr Eourth dasselbe schildert, Es kann dieses Haus, wie wir festgestellt
haben, mit nicht zu hohen Kosten zu einer durchaus herrschaftlichen Wohnung, welche für mich
>uwie meinen Nachfolger genügt, eingerichtet werden. Es handelt sich hierbei uurzngswciseum
die Beseitigung und Aenderung einzelner Thüren, Anbau einer Küche, Einrichtung eines Speise-
znnmers, Anlage elektrischer Beleuchtung, Umänderung und Ergänzung der Dekorationen in den
Räumen, welche vorwiegendder Repräsentation dienen u, s. w,, was alles mit der veranschlagten
^mnme von 25 000 M, reichlich bestrittcn werden kann. Ich brenne gewiß nicht vor Begierde,
meine jetzige schöne Wohnung zu verlassenund die Mühen und Kosten des Umzuges auf mich zu
nehmen, allein ich halte es im dienstlichen Interesse für besser, daß der Laudcsdircktorin unmittel¬
barerer Nähe des Ständchauses seine Dienstwohnunghat, wie an der jetzigen Stelle, nnd im Interesse
unserer Finanzen für erwünschter, daß die Landcsbank in die jetzige Wohnung des Landcs-
dircktors verlegt, anstatt neu auf dem Terrain des Eiscnbahnfiskuserbaut wird, und kann ich
deshalb den Antrag des Provinzialausschusscsnur empfehlen.

Stellvertretender Vorsitzender Iaußcn: Das Wort hat Herr AbgeordneterFriederichs,
Abgeordneter Friederichs: Meine Herren, als Vorsitzenderder betreffenden Commission

bm ich wohl verpflichtet,aus den Conunifsionsverhandlungcnnoch einige Mittheilungen zu machen.
Ich gehöre zu den Auswärtigen, die an der fchönen Künstlerstadt sehr viel Wohlgefallenund in
derfelbenfehr viel Wohlbehagen haben, und als wir beriethen, waren wir auch noch unter dem
frifchen Eindruckder sehr liebenswürdigen Gastfreundschaft, deren Wirkung nicht mit den Tafel-
Neuden aufhört, fondern auch als Dankbarkeit in's Herz hineinzieht. Deshalb waren mir persönlich
die Bedenkenund die Einwürfe sehr willkommen, welche in der Commissiongemacht wurden im
Sinne des Herrn AbgeordnetenCourth. Aus den ansführlichen Mittheilungen, die uns dann
aber Seitens der Provinzialverwaltung gemacht worden sind, haben wir den Eindruck in der
Commissionbekommen, daß es sich hier nicht um ein uupraltisches Flickwerk handelt, fondern
^ah es sich thatsächlich handelt um den praktischen, zweckdienlichenuud billigsten Umbau mit einer
Ersparniß von 75 000 M. Nun will ich mit meinem verehrten Freunde Courth nicht über die
3wge streiten, ob denn ein solcher Umbau im Kostenanschlaggefährlicher ist als ein Neubau,
namentlichin unserer kunstsinnigenStadt Düsseldorf mit dein natürlichen Bedürfniß monumental
schöner Bauten, wie wir das auch erfahren haben mit dem Ständehaus.

Kurz und gut, meine Herren, die Commissionhat sich überzeugt, daß der Vorschlagdes
Provinzialausschusseszweckdienlich, praktifchund am billigstensei, und deshalb Ihnen auch die
Annahme des Antrages einpfählen.
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StellvertretenderVorsitzender Ianßen: Ich ertheile das Wort dem Herrn AbgeordnetenCourth.
Abgeordneter Courth: Meine Herren, richtig ist es ja, daß es sich fragt: was ist

praktisch;das andere kommt erst in zweiter Linie. Aber bei allem Respekt vor den Commissions¬
mitgliedern genügt meines Erachtens, um sich hierüber gründlich zu unterrichten, nicht die Ansicht
der Pläne allein. Ich habe auch noch keinen Widerspruch gegen meine Behauptung gehört, daß
der Tresor in den Keller des Gebäudes kommen soll.

Meine Herren, was das Finanzielle anlangt, so steht es noch ganz dahin, ob sich das
nicht ausgleicht. Der Herr Vorredner hat gesagt, man hätte beim Ständehaus gesehen,was ein
solcher Monumentalbau kostet. Ja, meine Herren, der ist grade sehr billig gewesen. Das Stände¬
haus kostet mit Einrichtung 1300 000 M. Ist das zu viel für einen solchen hervorragenden
Bau ersten Ranges? Es ist das schönste Gebäude, was in Düsseldorf ist. Es ist nicht so, als
handelte es sich darum, der Provinz eventuell große Lasten aufzuerlegen. Die Landesbank erhält
sich nicht nur selbst, sie giebt uns große Ueberschüsse, und gewiß ist es dann nicht unbescheiden,
wenn sie sagt: Nun kommt mir auch ein schönes, zweckentsprechendes Gebäude zu, selbst wenn es
etwas mehr kosten sollte, als die Umbauten. Meine Herren, ich bleibe dabei: Planmäßig können
letztere unmöglichso Gutes schaffen, als wenn Sie einen Neubau errichten, mit den Erfahrungen,
die man jetzt bei den vielen großen Bankgebäuden gemacht hat, welche in der letzten Zeit errichtet
worden sind.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Herr AbgeordneterLueg hat das Wort.
Abgeordneter Carl Lueg: Ich wollte dem Herrn Abgeordneten nur erwidern, daß es

sich in diesem Falle gar nicht um einen Umbau, sundern um einen Anbau handelt. Das Haus,
welches der Landesdirektor jetzt bewohnt, bleibt unberührt, bis auf ganz umvefentlicheVer¬
änderungen. Der obere Theil soll als Wohnung des Bankdirektors dienen. Im Uebrigen soll
das ganze Vankgebäudemit den erforderlichenKassen-und Tresorräumen versehen werden und ich
bemerke weiter, daß der Baumeister es vollständig in der Hand hat, auf dem vorhandenen freien
Terrain den Trefor über oder unter die Erde zu legen, wie sich das als praktischerweist. Es
handelt sich also nur um einen Anbau. Dieser Anbau hat allerdings den Charakter eines voll¬
ständig neuen Bankgebäudes, Weiter haben Sie vom Herrn Landesdirektorgehört, daß, wenn
dieser Bau ausgeführt ist, derselbevoraussichtlichauf lange Jahre dem Bedürfnisse der Landes¬
bank entsprechen wird, daß aber dann noch ein Bauterrain von einigen 30 lüNuthen zur Ver¬
größerung übrig bleibt, was mehr wie ausreichend ist. Das noch frei bleibendeTerrain ist
mindestens ebenso groß, wie das jetzt zu bebauende. Meine Herren, die Mitglieder des Kurato¬
riums der Landesbank waren dem Herrn Landesdirektor aufrichtig dankbar für den Vorfchlag,
den er, allerdings erst nach langer Ueberlegung, wo und wie wir bauen sollen, gemachthat, das
jetzt von ihm bewohnte Haus zu benutzen. Der Herr Antragsteller Courth hat anerkannt, daß
die jetzigen Räume der Landesbank so unzureichendsind, daß eine schleunige Remedur erwünscht
ist. Er hat deshalb vorgeschlagen, wir sollten miethweise ein anderes Lokal, was zufällig frei
wird, nehmen. Nun, meine Herren, daß die Landesbank innerhalb 3 Jahren zweimal umziehen
soll, ist an und für sich doch keine Annehmlichkeit,und wenn es sich irgend machen läßt,
daß wir den Anbau in Jahresfrist fertig stellen, dann können wir uns hier noch so lange behelfen,
und ein zweimaliger Umzug wird vermieden. Die Mitglieder des Kuratoriums der Landesbank
sind darin einig, daß es nöthig ist, ein Bankgebaude zu schaffen, das allen praktischen Bedürfnissen
voll entspricht, daß aber sich von allem Luxus freihält und unnüthige Geldausgaben vermieden
werden. Wenn Herr Abgeordneter Courth sagt: Ja, für das Ständehaus haben wir nur 1 300 000 M.
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ausgegeben,so unterschreibeich das, meine aber, wenn wir ein monumentales Ständehaus haben,
so folgt doch daraus nicht, daß auch das Bankgebäude einen monumentalenCharakter haben muß.
Das ist, meine ich, des Pudels Kern. Ich verdenke es Herrn Courth durchaus nicht, daß er,
der in Düsseldorfwohnt, für seine Stadt ein monumentales Gebäude wünscht. (Heiterkeit.) Aber
da ich nicht Vertreter Düsseldorfs bin, wohl aber Mitglied des Kuratoriums der Landesbank, so
habe ich auch eine besondereVerpflichtung, die Finanzen der Bank in Ordnung zu halten, und
ich glaube, wenn schließlich Jemand zur Landesbank kommt und erhält in einem zwar einfachen,
aber soliden Gebäude das Geld zu einem billigen Zinsfuß, so ist ihm das lieber, als umgekehrt,
wo vielleicht in Folge des monumentalenBalles ein höherer Zinsfuß verlangt werden muß. (Sehr
wahr und Beifall!) Es ist in der Vorlage gesagt worden, wenn wir auf dem Grundstück,
welches durch Verlegung der Eisenbahnhöfe frei geworden, ein Bankgebäude errichten, dann
sind hierzu 425 000 M. erforderlich. Davon entfallen ungefähr 125 000 vielleicht auch 150 000 M.
auf die Erwerbung des Terrains. Es blieben im höchsten Falle für die Ausführung des Ge¬
bäudes 300 000 M. übrig. Da ist fchon an ein möglichst einfachesGebäude gedacht wordeu.
Ich hege aber die Befürchtung, wenn wirklichder Bau zur Ausführung gelangen soll, wird von
allen Seiten uns gesagt werden; was baut ihr da für ein Haus? das geht ja nicht, hier auf
dem freien, schönen Platz, hier muß ein schönes Gebäude hin. Die Nheinprovinz mit so und so
viel Einwohnern, muß doch ein Bankgebäude haben, das sich sehen lassen kann, kurz wir werden
nolsns voleus in große Kosten hineingetriebenund ich bin fest überzeugt, daß die Differenz, die
hier ausgerechnetist, zwifchen den Bauplänen auf dem vorhandenen Grundstück gegenüber dem
Projekt, das Gebäude auf einem neu zu erwerbenden Grundstück zu errichten, in Höhe von
?5 000 M, sich wesentlich nach oben verschieben wird.

Ich bin für meine Person überzeugt, wenn wir dem Antrage des Herrn Abgeordneten
Courth Folge geben, daß dann die Differenz gegen den von uns vorgeschlagenen Bau sich auf
vielleicht 200000 M. belaufen wird. Ich bitte Sie aus allen diefen Gründen den Antrag des
AbgeordnetenCourth abzulehnen.

Stellvertretender VorsitzenderIaußen: Der Herr Commissar des Herrn Landesdirektors,
LllndesbankdirettorDr. Lohe hat das Wort.

Landesbankdirektor vi-. Lohe: Meine Herren! Ich möchte blos eine kurze Bemerkung
bezüglichder Tresors machen. Von Herrn Abgeordneten Courth ist bemerkt worden, es sei
durchaus unrichtig, Tresors in den Keller zu bauen. Es ist nun allerdings richtig, daß die
Tresors von den großen Bankhäusern, welche große Vaar- und Effcktcnbestände halten, in der
letzten Zeit meist oberirdisch angelegt worden sind. Bei der Landesbank liegt das Verhältniß
aber anders wie bei den meisten großen Banken. Wir halten keine großen Baarbestände, weder
i" Metall, noch in Werthpapieren, noch in Wechseln. Wir schicken unser baares Geld bis auf
ein paar 100000 M. stets zur Neichsbank.

Wir bewahren im Tresor nur auf zunächst die von Dritten bei uns deponirten Effekten,
welche, wie Sie aus dem Ihnen vorliegendenBericht ersehen, gegenwärtigetwas über 30 Millionen
betragen, die aber zum großen Theil außer Kurs gesetzt sind und somit kein verwerthbares Wcrth-
papicrmaterial darstellen; wir bewahren ferner im Tresor unsere Rhciuprouinz-Obligationcn auf,
welche zum Verkauf bestimmtsind und welche erst kurz vor der Einission— immer eine Million
"ach der andern — kursfähig dadurch gemacht werden, daß sie mit den nöthigen Unterschriften
versehen werden. In den eigentlichen Tresor bringen wir also keine Werthpapiere, welche einen
besonders verlockenden Gegenstand für verbrecherischeAugriffe bieten können. Sodann haben wir

15"
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aber, meine Herreu, im gegenwärtigenProjekt für die Bedürfnisse des tägliche» Geschäftes einen
sogenanntenVortresur vorgesehen, in dem wir die zum Verkauf bestimmten Wcrthpapiere, unsere
Banknoten und unser Metallgeld unterbringen, und dieser Vortresor, meine Herren, liegt oberirdisch.
Derselbe wird vollkommen,genau wie jeder andere Tresor, gegen alle Angriffe gesichert, welche von
diebischer Seite gemacht werden könnten. Mit Rücksichthierauf habeu wir im Kuratorium, im
Ausschuß uud iu der I. Fachcommissiongeglanbt, daß es absolut keinem Bedenken uuterliegeu
könne, den Tresor für die Werthpapiere, welche entweder außer Kurs gesetzt siud, oder welche erst
in der Vorbereitung zur Emission begriffen sind, also absolut keine negoziabelenPapiere sind,
unterirdischanzubringen.

Wenn wir den Tresor in seinem ganzen Umfange oberirdisch bauen wollen, dann würden
wir einen Anbau an den Kassensaalmachen müssen; derselbe würde nicht schwierigherzustellen
sein; nur würde dann von dem Kassensaalein Fenster verbaut werden. Ein wesentliches Bedenken
gegen den Ihnen vorliegendenBauplan würde darin nicht liegen.

Stellvertretender VorsitzenderIantzen: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Courth.
Abgeordneter Courth: Herr Abgeordneter Lueg hat mir einen Lokalpatriotismus unter¬

gelegt. Das war ja ganz geschickt, aber er hat es doch sicher nur zu dem Zwecke gethan, um
meinen Antrag zu Falle zu bringen. Ich darf versichern, daß, so gern ich auch ein monumen¬
tales Gebäude mehr hier hätte, dieser Lokalpatriotismus mich nicht bewegen kann, der Provinz
unmuthigeKosten aufzuerlegen. Es leiten mich nur praktische Rücksichtenund da sage ich noch¬
mals, daß es mit dem Tresor doch seine Bedenkenhat; es kann einmal eine andere Gefchäfts-
gebahrung bei der Bank eintreten, wo man den Tresor oben haben will. Dann haben wir es
nicht blos mit dem Landesbankgebäudezu thu», sondern, was immer vergessen wird, wir haben
es auch zu thun mit der Dienstwohnung des Herrn Landesdirektors; ich meine, wir siud ver¬
pflichtet, dafür einzutreten, daß er ein seiner Stellung würdiges Heim hat; ich sage, er besitzt
gegenwärtig ein solches und das mutz ihm bleiben, weil es einmal dafür bestimmt worden ist.
Ich habe die Bausumme des Ständehauses blos deshalb genannt, weil Herr CommerzienrathLueg
sagte, da könne man sehen, wie theuer in Düsseldorf gebaut würde. Ich wollte dagegen darthun,
wie billig hier ein eminent monumentales Gebäude hergestelltworden ist. Ich empfehle Ihnen
nochmals meinen Antrag.

Stellvertretender Vorsitzender Iantzen: Das Wort wird weiter nicht gewünscht, ich
schließe die Diskussion und ertheile das Schlußwort dem Herrn Referenten.

Abgeordneter Conze: Meine Herren! Die Bemängelungen des Antrages Ihrer Fach-
commission durch Herrn Abgeordneten Courth sind gröhtentheils widerlegt worden durch den
Herrn Landesdirektor, durch Herrn Lueg und den Herrn Landesbankdirektor Lohe. Ich kann
darüber hinweggehen,mochte aber doch ausfprechen, daß in Ihrer Commission alle diese Punkte
sorgfältig erwogen worden sind, namentlich was die Zweckmähigkeitdes Gebäudes angeht. Wir
haben den kürzesten Weg eingeschlagen und den Herrn LandesbankdirektorLohe gefragt, ob er in
allen Theilen Genüge finde in dem vorgelegten Plane. Wir haben uns die Pläne vorlegen lassen,
Herr Baurath Guinbert hat sie uns erklärt, und wir alle haben den Eindruck gewonnen, daß die
Räume zweckmäßig neu gebaut und zweckmäßigan die vorhandenen Räume angelehnt werden
können. Es handelt sich, wie schon ausgesprochenist, nicht um einen Umbau, sondern wesentlich
um einen Anbau. Also nach dieser Seite hat die Commission sorgfältig geprüft und empfiehlt
Ihnen diesen Anbau. Was nun die letzte Bemerkung des Herrn AbgeordnetenCourth betrifft,
wir dürften den Herrn Landesdirektornicht in die unangenehmeLage bringen, aus einem großen,
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schönen Haufe mit umfangreichemGarten in ein kleineresHaus ohne Garten zu ziehen. Ja,
meine Herren, da kann man nur sagen: volsnti uon Kt iniuria. Der Herr Landeödirettor hat
sich dahin ausgesprochen, daß er bereit ist, den Tausch einzugehen. Unter solchenUmständen
kann weder Ihre Commission, noch der Landtag den Wunsch des Herrn Landesdirektors durch¬
kreuzen wollen. In Wahrheit handelt es sich lediglich um die Entscheidung der Frage, die Herr
AbgeordneterLueg richtig pracisirt hat, um die Frage: Wollen Sie 75 000 M. sicher ersparen,
oder wollen Sie einen monumentalen Bau errichten, welcher jedenfalls diese 75 000 M. und
wahrscheinlich aber eine wesentlich größere Summe mehr kosten wird. Das ist eine Sache des
Geschmackes,die Ihre Commission jedem einzelnen zur Entschließung überlassen muß. Die
Commission hat geglaubt, diese Sparsamkcitsrücksichtendes Provinzialausschussesnicht durch¬
kreuzen zu sollen, und ich kann nur den Antrag der Commission auf's Neue Ihnen zur An¬
nahme empfehlen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Wir kommen zur Abstimmung.
Abgeordneter Courth: Zur Geschäftsordnung! — Darf ich noch den Antrag stellen,

eventuell meinen Antrag an die Commissionzu verweisen? — Das geht wohl nicht mehr?
Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Nein, das geht nicht. Wir kommen zur Ab¬

stimmung. Wir werden uns zunächst zu verständigen haben über den präjudiciellen Antrag des
Herrn Abgeordneten Courth, denn wenn derselbe angenommenwird, dann ist damit der Antrag der
Commissiongefallen. Ich darf aber wohl, wenn der Antrag des Herrn AbgeordnetenCourth
abgelehnt wird, ohne befondereAbstimmungannehmen, daß das Haus den Anträgen der Com¬
mission resp, des Ausschusses beitritt.

Ich bitte diejenigenHerren, welche dem Antrage des Herrn AbgeordnetenCourth — den
ich vielleicht nochmals verlesen lassen soll, (Zuruf: nein) Sie kennen ihn, meine Herren, — bei¬
treten wollen, sich zu erheben. (Geschieht,) Das scheint mir die Minderheit zu sein, (Heiterkeit.)

Wir kommen zum folgenden Gegenstand der Tagesordnung:
„Antrag der III. Fachcommission zum Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betreffend die Uebernahme einer im Zuge der Treis-BIanken-
rath'er Provinzialstraße gelegenen, der Gemeinde Fankel gehörigen
Wegestrecke".

Herr AbgeordneterFreiherr von Coels ist Referent. Ich ertheile ihm das Wort.
Abgeordneter Freiherr von Coels: Meine Herren! Im Zuge der Treis-Blanken-

rath'er Provinzialstraße befindet sich eine 165 m lange Wegestrecke, welche zur Zeit der Provinz
nicht gehört, sondern von einer Gemeinde des Kreises Cochem zu unterhalten ist. Diese Strecke
theilt die Treis-Blankenrath'er Provinzialstraße in 2 Hälften. Bei Ausführung diefer Straße,
die im Wesentlichen im Kreise Cochem belegen ist, ist seiner Zeit unterlassen worden, diese Wege¬
strecke mit der Provinzialstraße auszubauen. Neuerdings bietet sich für die Provinzialverwaltung
die Gelegenheit, diefe kurze Straßenstrecke unter Aufwendung von nur ungefähr 700 M. Kosten
i» die Provinzialverwaltung zu übernehmen und dann provinzialstrahenmäßig auszubauen. Die
betheiligten Gemeinden geben einen angemessenenZuschuß zu dem Ausbau. Die III. Fach¬
commissionschlägt Ihnen vor, den Antrag des Provinzialausschussesauf Uebernahme diefer
straßenstrecke unverändert anzunehmen.

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Wird dazu das Wort gewünscht? — Das ist
nicht der Fall. Ich nehme an, daß Sie dem Antrag der Commissionbeitreten und ihn zum
Beschlußerheben.
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Wir gehen über zum folgenden Gegenstand:
„Antrag der Hl. Fach commission zum Bericht und Antrag des Pro-
vinzialausschusses, betreffend Uebernahme der fogen. Klinker-Aktien¬
straße bei Cranenburg (Kreis Cleve) in die Unterhaltung und Verwaltung
der Provinz".

Auch da ist Herr Freiherr von Coels Referent. Ich bitte ihn, zu referireu.
Abgeordneter Freiherr von Coels: Die Klinker-Aktienstraßebei Cranenburg, Kreis

Cleve, welche zumal in der Sommerzeit den Verkehr zwischen den Städten Cleve und Nnmwegen
vermittelt, gehört einer holländischenAktiengesellschaft,welche diese Straße mit Hülfe eines ihr
gewährten jährlichen Staatszuschusses unterhalten soll. In Wirklichkeitunterhält jedoch diese
Aktiengesellschaft diefe Straße nur ungenügend, diefelbe befindet sich durchwegin einem trostlosen
Zustande, und um so lauter werden die Klagen über diesen Zustand, als die holländische Fort¬
setzung der Straße trefflichausgebaut ist und gut unterhalten wird. Um diese Uebelständezu
beseitigen, schlägt Ihnen der Provinzialausschuß vor, die Straße in die Unterhaltung und Ver¬
waltung der Provinz zu nehmen; jedoch, meine Herren, nicht bedingungslos, sondern nur unter
der Voraussetzung, daß die Straße Ihnen kostenfrei seitens der holländischenGesellschaft zum
Eigenthum übertragen wird, daß feitens der holländischen Gesellschaftund der betheiligten Ge¬
meinden ein Beitrag zu dem provinzialstraßenmäßigenAusbau der Straße gegebenwird, und daß
feitens der KöniglichenStaatsregierung eine zur Deckungder jährlichen Unterhaltungskostenaus¬
reichende Jahresrate gewährt wird. Die III. Fachcommissionhat sich einstimmigdem Antrage
des Provinzialausschussesangeschlossen und empfiehlt Ihnen die Annahme desselben

Stellvertretender VorsitzenderIanßen: Ich frage, ob einer der Herren das Wort zur
Verhandlung wiinscht.— Cs ist nicht der Fall. Ich darf wohl feststellen, daß Sie dem Antrag
der Commifsionbeigetreten sind.

Wir gehen über zum nächstenGegenstandeder Tagesordnung:
„Antrag der III. Fachcommission zum Bericht und Antrag des Pro¬
vinzialausschusses, betreffend den Antrag der Genofsenfchaft für die
Melioration der Erftniederung auf Uebernahme zweier Brücken in die
Unterhaltung durch die Provinz".

Wiederum ist Referent Herr AbgeordneterFreiherr von Coels. Ich ertheile ihm das Wort.
Abgeordneter Freiherr von Coels: Aehnlichwie bei der eben erwähntenProvinzial-

straße werden auch die Horrem-Siudorf'er und die Vicrwinden-Weuelinghoven'erProvinzialstrahe
durch Strecken unterbrochen, welche sich nicht im Besitze der Provinz befinden, es sind dies
Brücken über die Erst. Nach dem Erwerb dieser Brücken würde aber auch diefe Straße einen
einheitlichenStraßenzug bilden. Die Brücken, die früher Holzbrückenwaren, sind neuerdings
von der zur Zeit UnterhaltungspflichtigenGenossenschaftfür die Melioration der Erftniederung
massiv hergestelltworden und befinden sich in gutem Zustande,

Die III. Fachcommissionempfiehlt Ihnen die Uebernahme der Brücken und zwar um
so mehr, als dadurch nicht nur eine Besserung in den Verkehrsverhältnissender Provinzialstmßen
eintritt, sondern auch die mit Umlagen schwer belastete Meliorationsgenossenschafteine ihr wohl
zu gönnende Erleichterung erfahren wird.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht
der Fall. Auch hier nehme ich an, daß Sie dem Antrag der FachcommissionIhre Billigung
gegebenund denselbensomit zum Vefchluß erhoben haben.
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Ich ertheile dem Herrn Referenten das Wort zur folgenden Nummer der Tages¬
ordnung, Nr, 13.

„Antrag der III. Fachcommisfion zum Bericht und zu den Anträgen des
Provinzialausschufses, betreffend den Ausbau einer Straße von Cafel
über Waldrach nach Station 11,« der Trier-Birkenfelder Provinzialstraße,"

AbgeordneterFreiherr von Coels: Der Verkehr auf der Provinzialstrahe von Ruwer
nach Hermeskcil hat nach dein Bau einer Parallelbahn eine ganz erhebliche Einbuhe erlitten, fo
daß diefc Straße zur Zeit gar nicht mehr als VerkchrsstraheI. Ordnung angesehen werden kann.
Befonders ist es die Endstrecke dieser Straße in einer Ausdehnung von ungefähr 10 Km, welche
an Verkehr erheblichverloren hat, Es ist dies deshalb der Fall, weil die höher belegcnen Ort¬
schaften nicht mehr nach Ruwer ihre Waaren bringen und von dorther verfrachten, fondern die
Station Waldrach benutzen, welche ihnen ungefähr 6 Km näher gelegen ist. Um diese Station
zu erreichen,müssen sie von der Provinzialstraße aus noch eine 4 Km lange Strecke über Gemeinde¬
wege fahren. Diese Gemeindcwegebefinden sich in einem ganz trostlosenZustande. Sie sind,
wie uns in der Fachcommissiongeschildert wurde, geradezu als lebensgefährlichanzusehen. Um
eine Besserung dieser Wege zu bewirken, ist zunächst in Aussicht genommen worden, dieselben
durch den Kreis oder die Gemeinde mit Provinzialunterstützung auszubauen. Neuerdings wird
Ihnen jedoch der Vorschlaggemacht, diese Straßen von Provinzialwegen auszubauen, wenn Bei¬
hülfen fcitens des Kreifes und der Gemeinden gewährt werden. Es wird ferner vorgeschlagen,
nach dem Ausbau der Verbindung der genannten Provinzialstrahe mit der Station Waldrach
noch eine weitere kleine Straßenstrecke auszubauen, nämlich von Waldrach nach Casel, wo eine
Provinzialstraße von Ruwer her einmündet und demnächst die alte Provinzialstraßenstreckezu
dcrelinquiren. Im Wesentlichen wird also die Verlegung einer vorhandenen Provinzialstraßen¬
strecke beabsichtigtin der Weise, daß eine verkehrsarme Straße aufgegebenund an deren Stelle
eine für den Verkehr wichtige Strecke gesetzt wird. Die Kosten des Ausbaues, die noch nicht
genau feststehen, sind nicht unerheblich. Sie werden aber gemindert werden durch die in Aussicht
gestellten Beitrage der lokalen Eommunalverbände. Sie sind nur einmaliger Natur, weil die
die Unterhaltung der neuen Strecke an die Stelle der Unterhaltung der alten derelinquirten
Straße tritt.

Die III. Fachcommissionempfiehlt Ihnen einstimmig, auch hier dem Vorschlage des
Provinzialausschufseszuzustimmen. Es geschieht dies, meine Herren, in um so wärmerer und
dringenderer Weise, als die Commissiondurch die darin gegebenen Ausführungen die Ueberzeugung
gewonnen hat, daß es sich hier wirklich um die Abstellungeines erheblichen Nothstandes auf dem
Gebiete des Verkehrswesenshandelt.

Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Ich eröffne die Verhandlung und — schließe sie,
da sich Niemand zum Wort meldet. Ich constatire auch zu diesem Gegenstand,daß Sie den Antrag
der Commissionzum Beschluß erhoben haben.

Wir kommen dann zum letzten Gegenstandder Tagesordnung.
„Antrag der III. Fachcommission zum Bericht und zu den Anträgen des
Provinzialausschufses, betreffend die weitere Behandlung der Anträge auf
Uebernahme der noch in Privatunterhaltung befindlichen Aktienstraßen."

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterGraf von Brühl. Ich ertheile ihm das Wort.
Abgeordneter Graf von Brühl: Ich bitte um Entschuldigung, wenn ich mich wieder

etwas kurz fasse. Ich habe blos vorzutragen, daß die III. Fachcommisfiondem Antrage des
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Provinzialausschussesbezüglich der weiteren Behandlung der Uebernahme einiger Aktienstraßenin
den RegierungsbezirkenAachen und Düsseldorf im Wesentlichen zustimmt und nur noch Ihnen
vorschlägt,um Mißverständnissezu vermeiden, eine kleine Einschränkung vorzunehmen. In dem
unter den Drucksachen Nr. 28 vorliegenden Antrag des Provinzialausschussesheißt es, daß der
Landtag den Provinzialausschuß auf Antrag der betreffendenKreise und Gemeinden zum Ausbau
der Aktienstrahen— das steht da ganz allgemein ohne Einschränkung— ermächtigensoll.

Die III. Fachcommissionschlägt Ihnen nun vor, um Mißverständnisse zu vermeiden,
hinzuzufügen: „der in den DruckfachenNr. 15 und 28 genannten Aktienstraßen", das sind
dann diejenigen beiden Straßen im RegierungsbezirkAachen: die Stolberg-Iülich'er Aktienstraße
und die Düren-Eschweilerund im RegierungsbezirkDüsseldorf einige kleinere Strecken von einer
Gefammtlänge von 16 Kni. Bei der Berathung in der Fachcommissionwurde ganz besonders
hervorgehoben,daß es wohl unbedenklich wäre, wenn man von der Stolberg-Iülich'er Aktienstraße,
wenn es sich nicht vermeiden ließe, auch nur den im Landkreife Aachen belegenenTheil, welcher
etwas mehr Verkehr hat, übernimmt.

Das ist das, was ich Ihnen im Namen der Fachcommissionvorzutragen habe.
Stellvertretender Vorsitzender Ianßen: Wird zu diesem Gegenstande das Wort ge¬

wünscht? — Das geschieht nicht. Es wird keiner besonderenAbstimmung über den Antrag der
III. Fachcommission bedürfen, insoweit er sich auf eine Aenderung des Wortlautes des Antrages
des Provinzialausschussesbezieht. Ich kann daher mit Ihrem Einverständnis; feststellen, daß Sie
dem Antrage der III. FachcommissionIhre Znstimmung ertheilt haben.

Damit wäre unsere Tagesordnung erschöpft.
Meine Herren, ich möchte Ihnen nunmehr vorschlagen,die morgige Sitzung um 11 Uhr

beginnen zu lassen und auf die Tagesordnung zu fetzen:
1. Bericht und Antrag in Betreff der Weinbaufchulein Trier. — Nr. ? der Drucksachen.
2. Bericht und Antrag in Betreff der landwirtschaftlichen Schulen zu Eleve und

Bitdurg. -^ Nr. 18 der Druckfachen.
3. Entlastung der Rechnungenaus der II. Fachcommission.
4. Entlastung der Rechnungen aus der III. Fachcommission.
5. Antrag des Herrn AbgeordnetenNeussel in Betreff der Einführung eines Schutzzolles

auf Quebrachoholz.
6. Petition der Lukalabtheiluug Merzig um Gewährung von 1000 M. Subvention für

ihre Stieraufzuchtstation.
?. Petition der LokalabtheilungRees, betreffend die Errichtung einer landwirthschaftlichen

Winterschulein Haldern.
8, Petition der Polizeidiener der Landgemeinden des Kreifes Kempen, betreffendVer¬

leihung der Pensionsberechtigung.
9, Petition der Landgemeinde-Empfänger der Nheinprovinz um Regelung ihrer An-

stellungsverhllltnisfeund Gewährung der Pensionsberechtigung:c. und endlich
10, Bericht und Antrag, betreffend die Fischerei der Ufereigenthümer in den Privat-

flüfsen, und zwar diesen letzten Gegenstand in zweiter Lesung.
Die Herren sind mit dieser Tagesordnung einverstanden.— Zur GeschäftsordnungHerr

Abgeordneter Conze.
Abgeordneter Conze: Die Commission für den Schifffahrtskanal hat beschlossen, ihre

Sitzung auf morgen früh '/gll Uhr festzusetzen, so spat, mit Rücksicht auf einige Mitglieder, die


	Seite 80
	Seite 81
	Seite 82
	Seite 83
	Seite 84
	Seite 85
	Seite 86
	Seite 87
	Seite 88
	Seite 89
	Seite 90
	Seite 91
	Seite 92
	Seite 93
	Seite 94
	Seite 95
	Seite 96
	Seite 97
	Seite 98
	Seite 99
	Seite 100
	Seite 101
	Seite 102
	Seite 103
	Seite 104
	Seite 105
	Seite 106
	Seite 107
	Seite 108
	Seite 109
	Seite 110
	Seite 111
	Seite 112
	Seite 113
	Seite 114
	Seite 115
	Seite 116
	Seite 117
	Seite 118
	Seite 119
	Seite 120

